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Nr. 52. Mittag⸗Ausgabe. 


Deut ſchland. 
O. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 30. Januar. 
61. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Miniſtertiſch 
die Miniſter d. d. Heydt und v. Itzenplitz und mehrere Reg.⸗Commiſſarien. 

Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung mit der Mittheilung der 
letzten Beſchlüſſe des Herrenhauſes; auf ſeinen Vorſchlag wird über das 
Geſetz, betreffend die directen Steuern in Hohenzollern, welches aus dem Heiren- 
baue in amendirter Geſtalt hervorgegangen it, ſowie über das Geſetz, be 
treffend die Aufbebung der ene der Schlußber 80 f beſchloſſen und 

r erſteres der Abg. Bode, für letzteres die Abgg. Leſſe und Hübner zu 
zerenten ernannt. Vom Abg. Hagen iſt ein Geſetzentwurf eingebracht, 
nach welchem vom 1. Juli 1867 ab in den alten Provinzen das Bürger⸗ 
rechtsgeld aufgehoben werden ſoll. Auch darüber wird Schlußberathung 
beſchloſſen und werden zu Referenten die Abgg. Leſſe und Hübner ernannt. 

Der erſte Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Commiſſionen für 
Finanzen und Handel über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Ver⸗ 
mehrung des Betriebs⸗Materials, die Herſtellung doppelter 
Babngeleif e und nothwendiger 1 2 ungs⸗Anlagen der Staatsbahnen, die 
Verlegung der Verbindungs⸗ ahnen zu Berlin und zu Breslau 
und die Herſtellung einer Eiſenbahn von Dittersbach nach Altwaſſer und von 
Saarbrücken nach Saargemünd. Der Geſetzentwurf beſteht aus folgenden 7 
f a (Die von der Commiſſion beantragten Zuſätze find gefperrt 

edruckt): . 
NT. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten if 
ermächtigt, für Rechnung des Staates: 1) die Hauptlinie der Oſtbahn von 
Küſtrin bis Eydtkuhnen mit einem zweiten Geleiſe verſehen, die Bahnhöfe der 
Ostbahn angemefjen erweitern und für die Oſtbahn bei Berlin eine Repa⸗ 
ratur⸗Werkſtätte beritellen, 2) das zweite Geleiſe der weſtfäliſchen Eiſenbahn 
auf der Strecke von Soeſt bis Altenbeken ausbauen, 3) auf der Strecke der 
Saarbrücker Eiſenbahn vom Bahnhofe Neunkirchen bis zur Grube Reden ein 
drittes Geleiſe herſtellen, 4) eine Eiſenbahn von Saarbrücken nach Saargemünd 
erbauen, 5) die ſchleſiſche Gebirgsbahn von Dittersbach aus mit dem Bahn⸗ 

ofe Altwaſſer der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn in Verbindung 
6) die Bahnhöfe der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn bei Berlin, 
Breslau, Görlitz und Kohlfurt den geſteigerten Verkehrs⸗Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend umbauen und erweitern, 7) die Berliner Bahnhofs⸗Verbindungsbahn 
nach einem weiteren Umkreiſe der Stadt verlegen, 8) die Bahnhofs⸗Verbin⸗ 
dungsbabn zu Breslau umbauen, ſowie endlich 9) das Betriebsmaterial der 
Staatsbahnen angemeſſen vermehren und die Reparatur⸗Werkſtätte der Saar⸗ 
rücker Eiſenbahn zu St. Johann erweitern zu laſſen. 

2. Der zu dieſen Anlagen und deen erforderliche Geldbedarf 
iſt, ſoweit der elbe nicht aus uns disponiblen Staatsfonds gedeckt wer⸗ 
den kann, bis zur Höhe der veranſchlagten Summe von 24 Mill. Thalern 
durch eine verzinsliche Anleihe zu beſchaffen, welche vom Jabre 1867 an nach 
ehe > die einzelnen Baujahre erforderlichen Geldmittel allmälig 
zu realiſiren iſt. 

Verwendungen zu den im 81 aufgeführten Anlagen und 
Beſchaffungen, welche aus anderweitig disponiblen Staats: 
fonds erfolgen ſollen, ſind vorher im Staatshaushalts⸗Etat 
zum Anſatz zu bringen und unterliegen hier der budgetmäßi⸗ 
gen Beſchlußnahme. Der Betrag derſelben wird gleichzeitig 
bon der Anleihefſumme in Abzug gebracht. 

3. Von dem, auf die Eröffnung des Betriebes der neuen Berliner 

hofs⸗Verbindungsbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden Jahre 
ab iſt die Anleihe jährlich mit mindeſtens Einem Procente zu tilgen. 

§ 4. Die zur 8 Tilgung der Anleihe erforderlichen Beträge 
= aus den etatsmäßigen Mitteln der Staatseiſenbahn⸗Verwaltung zu ent: 
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fünftheuigen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


men. 

N 5. Die Verwaltung der aufzunehmenden Anleihe wird der Hauptber- 
waltung der Staatsſchulden übertragen. Wegen Verwendung der durch alls 
mälige Abtragung des Schuldcapitals erſparten Zinſen, wegen Verjährung 
der Zinſen, wegen Abführung der zur Verzinſung und Tilgung erforderlichen 
Beträge an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, ſowie wegen des Ber: 
fahrens behufs der Tilgung, finden die Beſtimmungen der 88 3, 4 und 5 
des Geſetzes vom 23. Mai 1852, betreffend die Ueberweiſung der in Gemäß: 
heit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849 aufzunehmenden Anleihe an die 

tverwaltung der Staatsſchulden, ſowie die Tilgung dieſer Anleihe (Geſetz⸗ 
ammlung für 1852, S. 75) Anwendung. Dem Staate bleibt das Recht 
vorbehalten, ſowohl den nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu berechnenden 
Pan a zu verſtärken, als auch die ſämmtlichen Schuldderſchreibungen 
zur Rückzahlung nach ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen, wogegen der Til⸗ 

gungsfonds niemals verringert werden darf. 7 
. Jede Verfügung der Staats⸗Regierung über eine 
Staatsbahn durch Veräußerung oder Verpachtung bedarf zu 
ſtimmung beider Häuſer des 

Landtages. . . st 

$ 7. Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanz⸗Miniſter und dem 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 

Zu 8 2 ſtellt Abg. Lasker für den Fall der Ablehnung der Commiſſions⸗ 
vorlage den Antrag, im 82 der Regierungsvorlage die Worte: „ſoweit dieſelbe 
Frs gen anderweitigen disponiblen Staatsfonds gedeckt werden kann“ zu 

reichen. 

du 8 6 ftellt der Ag, v. Binde (Hagen) das Amendement: „Jede 
Ver ügung der Staats⸗Regierung über eine der durch dieſes Geſetz berührten 

iſenbahnen durch Veräußerung und Verpachtung bedarf zu ihrer Rechts⸗ 
giltigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages.“ — Daſſelbe wird 

ausreichend unterſtützt. i . 2 

Ref. Abg. Michaelis (Stet in): Ich habe mich im Namen der vereinig⸗ 

Commiſſionen über die vorliegenden Amendements auszuſprechen. Sie 
werden für den Fall der Ablehnung ihres end dem event. Amendement 

beitreten, da es den Zweck der Aufrechthaltung des Compromiſſes, der 

im Geſetz vom 28. September 1866 niedergelegt ift, ebenfalls erreicht. Das 

Amendement v. Vincke unterſcheidet fi) von dem § 6 der Commiſſionsvorlage 

dadurch, daß es den Grundſatz, den die Commiſſionen als verfaſſungsmäßiges 

Recht anſehen, nicht allgemein, ſondern nur in Bezug auf dies Geſetz aus⸗ 

und als Bedingung der Bewilligung der Anleihe auſſtellt. 

Durch den geſtrigen Beſchluß des Hauses iſt ein ſolcher allgemeiner Grund⸗ 
ſatz verworfen und dadurch ein Präjudiz geſchaffen worden, von dem das 
Haus heut wohl nicht abgehen wird. Die Commiſſionen gehen davon aus, 
daß das Recht der Landesvertretung, beim Verkauf oder der Verpachtung 
von Staatsbahnen mitzuwirken, an und für ſich ſchon feſtgeſtellt ift, daß es 
durch die Annahme dieſes Amendements in keiner Weiſe beſchränkt wird, in⸗ 
dem daſſelbe für die Bewilligung nur als Bedingung die 1 dieſes 
Rechtes fordert. Die Commiſſionen haben ferner die Tragweite des Amende⸗ 


— ments feitzuftellen geſucht. Im Staatsbaushaltsetat find alle Staatsbahnen, 


n im Betriebe befinden, aufgeführt. Durch eine Vergleichung mit dem 
81 des vorliegenden Geſetzes ergiebt ſich, daß ſie alle mit der einzigen Aus⸗ 
nahme der Bahn von Heppers nach Oldenburg durch die Vorlage berührt 
werden. Deswegen ziehen die vereinigten Commiſſionen ihren 
8.6 zurück und empfehlen, um die gegenwärtige Vorlage dem geſtrigen 

eſchluß conform zu machen, die Annahme des Amendements von 

Inde. Die Vertreter der Regierung waren dagegen der Anſicht, daß dem⸗ 
ſelben, da es auf einem anderen Wege ziemlich daſſelbe erreiche, wie der 
Commiſſionsantrag, nicht zugeſtimmt werden könne. Sie glaubten, daß es 
wohl angängig ſei, daß dies Haus bei Neubegründung von Staatsbahnen 
derartige Bedingungen ſtelle, nicht aber in dieſem Falle, wo es ſich nur um 
eine dethältnißmäßig nicht erhebliche auf die beſtehenden Staatsbahnen zu 
verwendende Summe handle. Die vereinigten Commiſſtonen glaubten dieſe 
cue sen Lene in zu können und empfehlen dem Haufe, an dieſem Be: 
f zuhalten. 

3 wurde außerdem geltend gemacht, daß die Hinzufügung „oder Ver⸗ 
pachtung“ nicht mit dem conſtitutionellen Rechte übereinſtimme, da die Ver⸗ 
pachtung Verwaltungsſache ſei. Indeß gingen die Commiſſionen davon aus, 
daß die Verpachtung von Staatsbahnen innerhalb der bereits vorgekommenen 
Formen ſich zu einer Umgehung des ausgeſchloſſenen Verkaufes geſtalten 
könne und daß das Abgeordnetenhaus, ſo wie es befugt ſei, die Verpachtung 
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Vierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
uſertionsgebühr für den Raum einer 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
ellungen — Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 31. Jannar 1867, 


als Bedingung einer Anleihe zu ftellen, auch befugt ſei, die Verpachtung im] derung an mich herantritt. (Sehr wahr links.) Will die Regierung dieſes 


Wege einer Anleihe als Bedingung 1 Die Commiſſionen em⸗ 
pfehlen Ihnen alſo in erſter Linie das Amendement v. Binde zu $ 6 und 
ziehen den § 6 des Commiſſionsvorſchlages zu Gunſten deſſelben zurück. 

Abg. Dr. Michelis (Allenſtein): Ich erkenne das von der Regierun 
durch dieſe Vorlage Gebotene für durchaus nützlich an; ich erkenne an, da 
die Art und Weiſe, wie die Fortentwickelung unſeres Verfaſſungslebens an 
dieſes Geſetz geknüpft wird, an und für ſich precär iſt, daß es nicht der ganz 
correcte Weg iſt, bei dieſem fpeciellen Geſetz ein allgemeines Geſetz mit zu er⸗ 
laſſen. Trozdem werde ich für die Commiſſionsanträge ſtimmen, weil wir 
uns mit unſerem ganzen Verfaſſungsweſen noch in einer Lage befinden, durch 
welche ein ſolcher Weg entſchuldigt, ja ge ift, Ich habe nicht die geftern 
hier geäußerte Auffaſſung, daß unſer Budgetrecht vollſtändig anerkannt iſt. 
Deswegen habe ich auch ſeiner Zeit mit ganz klarem Bewußtſein gegen das In⸗ 
demnitätsgeſetz geſtimmt, weil ich in den Thatſachen nicht die Garantie unſeres 
verfaſſungsmäßigen Rechtes finden konnte; und während dieſer ganzen Seſſion 
iſt dies Urtheil nur beſtärkt worden. Ich will mir die Motivirung dieſer 
Anſicht für eine andere Gelegenheit vorbehalten, da ſie jetzt noch eine zu tiefe 
Aufregung hervorrufen könnte. Die Regierung hat zwar dem Wortlaute nach 
das Budgetrecht anerkannt, aber ſie will das eben zum bloßen Wortlaut 
machen. (Widerſpruch rechts.) Deswegen haben wir die Pflicht, gegen dieſe 
Beſtrebungen zu kämpfen. Wenn Sie (rechts) aber ſagen, daß die Anträge 
der Commiſſion einen Eingriff in die Rechte ver Krone enthalten, ſo iſt das 
nicht richtig. Die ganze Auffaſſung der rechten Seite des Hauſes iſt überhaupt 
noch nicht über den Begriff des Abſolutismus hinweg; was über dieſen irgend 
r nennen Sie einen Eingriff in die Rechte der Krone. Wenn auch 
unſer Verfaſſungsleben noch jung iſt, ſo ſind doch die Deutſchen und nament⸗ 
lich die Preußen nicht als unmündige Kinder in die Verfaſſung eingetreten, 
ſondern als verſtändige Männer, die wiſſen, was ſie wollen. 

Es muß immer wieder das ſittliche Bewußtſein geltend gemacht werden 
gegenüber einer Politik, welche ſich von allem göttlichen und menſchlichen 
Geſetz losgeſagt hat. (Große Unruhe und Gelächter rechts.) Und wenn Sie 
dem Volke ſagen, daß wir ſein Recht ſchädigen und ſeinen Vortheil vernach⸗ 
läſſigen, fo wird Ihnen das Volk gebührend darauf antworten. Die Vers 
faſſung geht uns höher als der materielle Vortheil! Und wenn man geſtern 
geſagt hat, es ſei jetzt nicht an der Zeit, dieſe Frage zu erörtern, ſo bin ich 
gerade entgegengeſetzter Meinung. Gerade jetzt iſt die Zeit dazu, da wir un⸗ 
mittelbar vor dem norddeutſchen Parlament ſtehen, welches ich übrigens, ſeit⸗ 
dem die Annexionen erfolgt ſind, für ein logiſches Unding und für eine bloße 
Manipulation der hohen Politik halte, um unſerem Abgeordnetenhauſe einen 
Rivalen zu ſchaffen und fomit eine Zwickmühle berzuftellen, um die Wirkſam⸗ 
keit beider zu paralyſiren. (Heiterkeit rechts.) Es iſt deswegen nothwendig, 
daß das Abgeordnetenhaus mit dem vollen Bewußtſein ſeines Rechtes in das 
norddeutſche Parlament geht (denn es werden ja Viele von uns darin ſitzen). 
Es muß ſich entſcheiden, ob bei uns überhaupt noch eine freie politiſche Ent: 
wickelung Wurzel faſſen kann oder ob ſie einer Politik erliegen ſoll, welche 
nur der alte Abſolutismus iſt. Ich hoffe, daß unſere Abſtimmung zeigen 
wird, daß wir treue, deutſche Männer und nicht ruſſiſche Sclaven ſind (Heiter⸗ 
keit rechts) und daß wir ſo vohl den Herren Landräthen als den Herren Mini⸗ 
ſtern uns gegenüberſtellen. 

Abg. Dr. Hammacher: Ich will dem Hrn. Vorredner nicht in die Irr⸗ 
gänge der Politik des Staatsminiſteriums folgen, da ich nicht glaube über 
Dinge ſprechen zu dürfen, die nicht zur T.⸗O. gehören. Wenn aber dieſe 
Berührung indirect wurde, ſo war es unter einem anderen Geſichtspunkte. 

ch habe durch dieſe Vorlage das freudige Bewußtſein erlangt, daß unſer 

taat, trotzdem er eben erſt einen die Kräfte des Landes ſehr beanſpruchen⸗ 
den Krieg geführt hat, dennoch im Stande iſt, in ſehr großem Umfange den 
Credit und die Finanzen zu productiven Anlagen zu verwenden. Deswegen 
und weil ich mit dem Zwecke der Regierung einverſtanden war, habe ich mich 
materiell für alle 88 der Regierungs⸗Vorlage entſchieden. Aber dann kann 
ich es auch nur begreiflich finden, daß man ſich nach gewiſſenhafter Prüfung 
nicht entſchließen kann, der Vorlage zuzuſtimmen, ohne daß die Rechte des 
Landes gewahrt werden. Geſtern hat ein Redner der verfaſſungstreuen 
Partei und der liberalen Majorität vorgeworfen, daß ſie in der Wahrung 
der Volksrechte viel zu ungeduldig ſei. M. H., ich ſchäme mich nicht, zu be 
kennen, daß ich recht ungeduldig bin, wenn es ſich hierum handelt. Dem Hrn. 
Vorredner bemerke ich, daß durch das Amendement v. Vincke nicht die Ver⸗ 
faſſung ausgebaut, ſondern nur ein bereits feſtſtehender Satz auch in dieſes 
Geſetz aufgenommen werden ſoll. Ich konnte mir nicht denken, daß ein 
Mann, der auch nur die nothwendigſten Elementarbegriffe von Recht beftst, 
glauben könnte, die Regierung könne ohne Zuſtimmung der Landesvertretung 
weſentliche Fundamente der Finanzen des Landes alteriren. 


Recht alſo jetzt nicht anerkennen, ſo müſſen wir trotz der Nützlichkeit dagegen 
ſtimmen. Und ich glaube nicht, daß das Land und auch Diejenigen, welche 
einen großen Werth auf materielle Intereſſen legen, die dann erwachſenden 
Nachtheile uns zur Laſt legen werden. Ich glaube, daß heut noch immer das 
verfaſſungsmäßige Recht hochgeachtet wird, und ſcheitert die Vorlage hier, fo 
wird die Regierung allein die Schuld tragen. Was werden die Hannovera⸗ 
ner, die jetzt Preußen geworden ſind, ſagen, wenn die Regierung das Recht 
in Anſpruch nimmt, über die Staatseiſenbahnen ohne die Zuſtimmung des 
Landtages zu verfügen. Ich glaube, daß ſchon die politiſche Klugheit die 
Baade in 5 en ſollte, ſich auf den Boden der Verfaſſung zu ſtellen 
ravo links). 

Handelsminiſter Graf v. Itzenplitz: Der Herr Vorredner erkennt an, 
daß die Vorlage materiell nützlich und zum Theil nothwendig iſt. Ich ſage, 
alle Theile derſelben ſind nothwendig und wenn Sie das Geſetz zu Falle 
bringen, werden Sie die ganze Eiſenbahnverwaltung lahm legen und wenn 
die Landesvertretung die Mittel verſagt, um eine ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tuug zu führen, fo it die Regierung dazu nicht in der Lage. erden die 
proponirten zweiten Geleiſe nicht gelegt, ſo werden ſich die Klagen des Han⸗ 
delsſtandes täglich mehren, wird auf der Saarbrücker Bahn kein neues Ge⸗ 
leiſe gelegt, ſo wird nicht nur der Verkehr, ſondern auch die Staatskaſſe be⸗ 
deutende Nachtheile erleiden und der Abſatz der Kohlen beſchränkt werden. 
Wenn die ſchleſiſche Gebirgsbahn, die bis ſetzt nur bis Waldenburg geführt 
iſt, dort enden ſoll, ſo hat ſie ein todtes Ende oben auf einem Berge und die 
Umwohner können weder hinauf noch herunter. Ebenſo iſt die Erweiterung 
der Bahnhöfe der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Bahn gar nicht abzuweiſen. Mit 
der Berliner Verbindungsbahn aber iſt es genan jo, wie mit den ſtbyllini⸗ 
ſchen Büchern, ſie koſtet je 4 5 je mehr; ebenſo werden ſich die Uebelſtande 
mehren, wenn die Breslauer Verbindungsbahn nicht verlegt wird. Wenn 
alſo nicht neue Betriebsmittel gewährt werden, da die jetzigen nicht nur nicht 
genügen, ſondern auch durch den Krieg ſehr abgenutzt dad. ſo wird auf keiner 
Bahn mehr ordnungsmäßig transportirt werden können, die ganze Verwal⸗ 
wird alſo lahm gelegt werden. 
enn Sie daher das Geſetz Ir Falle bringen, werden wir mit Recht jagen 
können und jagen müſſen: wir haben dem Landtage die nöthigen Maßregeln 
empfohlen, aber er hat dieſelben abgelehnt. Das Alles aber iſt eigentlich nicht 
beſtritten; es wird jedoch ferner verlangt, bei dieſer Gelegenheit eine Ver⸗ 
faſſungsfrage zum Austrag zu bringen. Daß die vorliegende Frage beſtritten 
iſt, werden Sie ſelbſt nicht in Abrede ſtellen. Im Buchſtaben der Verfaſſung 
ſtebt nun einmal nichts davon; Sie deduciren nur aus dem Sinne und Geiſte 
derſelben. Das Recht iſt alſo ein beſtrittenes. Nun frage ich aber: haben 
wir nicht in dem letzten Falle, bei welchem dies Recht zur Sprache kam, bei 
der Weſtfäliſchen Bahn, dem Landtage eine Vorlage gemacht? Halten Sie 
ſich alſo an die Thatſachen und geben Sie Ihr Mißtrauen auf. Es iſt nicht 
richtig, daß die Regierung den Conflict erneuert hat: hätte ſie daſſelbe thun 
wollen, wie Sie, jo bätte fie einen § 6 proponiren müſſen, in dem gejagt wäre, 
daß es ſich von ſelbſt verſteht, daß ſie das Recht hat, über die Staatsbahnen 
ohne Zuſtimmung der Landesvertretung zu verfügen. (Widerſpruch links, 
Unruhe.) Die Regierung hat das nicht gethan, ſie hat es nicht für recht ge⸗ 
halten, den Conflict zu erneuern. Nun will man aber bei dieſer Gelegenheit, 
wie einer der Herren Vorredner ſagte, die Verfaſſung ausdehnen und aus⸗ 
bauen. M. H., das iſt nicht die richtige Gelegenheit dazu; und ebenſo viel 
Ver rauen, wie Sie von der Regierung verlangen, kann doch die Regierung 
auch von Ihnen in Anſpruch nehmen, namentlich da ſie den letzten Fall Ihnen 
vorgelegt bat. Wenn man aber auf die Köln⸗Mindener Angelegenheit vecurs 
riet, jo frage ich: haben wir denn da etwas verkauft oder verpachtet? Wir 
haben ja nur auf ein Recht verzichtet und zwar noch dazu auf ein Recht, 
welches kaum je hätte zum Austrag gebracht werden können. 

Wenn Sie ſo weit gehen wollen, daß die Regierung keinen Verkauf, keine 
Verpachtung ſoll vornehmen und keinem Rechte ſoll entſagen dürfen, dann 
legen Sie die ganze Regierung in die Hand des Abgeordnetenhauſes (Wider⸗ 
ſpruch links, Zuſtimmung rechts), davon ſteht aber nichts in der Verfaſſung, 
und zu welchen Conſequenzen würde das denn unter Umſtänden führen? Es 
dürfte dann auch keine Domäne mehr ohne ihre Zuſtimmung verpachtet wer⸗ 
den, es könnte keine Servitutablöſung mehr ohne die Genehmigung des hohen 
Hauſes vorgenommen werden! (Ob, oh! links.) Das würde heißen, die Mes 
gierung in die Hände des Landtages legen; regieren aber kann der Landta 
nicht und es würde das alſo nur Nachtheile haben. Die Regierung muß ſi 
alſo heute ebenſo gegen $ 6 erklären, wie geſtern gegen $ 2. Zwiſchen dem 
Amendement v. Vincke aber von heut und don geſtern iſt ein großer Unter⸗ 
ſchied! (Heiterkeit.) Das heut vorliegende Amendement ſagt, wie der Herr 
Berichterſtatter ausgeführt hat, daſſelbe, wie der Antrag der Commiſſion. Sie 


tun 


Als ich trotzdem früher und jetzt wieder dieſen Gedanken von Männern] wollen die Gelegenheit beuutzen, um den Conflict wieder wachzurufen (lebhaf⸗ 


vertreten fand, bei denen ich berfaſſungsmäßiges Verſtändniß vorausgeſetzt 
habe, legte ich mir die ee vor, ob unſere die ER dieſem Punkte 
etwa von andern Verfaſſungen abweicht, ob da dies Princip nicht für ſelbſt⸗ 
verſtändlich gehalten, ſondern ob etwa ſpecielle Beſtimmungen darüber ge⸗ 
troffen ſind. Ich habe ſolche aber nur in der däniſchen Verfaſſung gefunden. 
Da aber die Frage von jo eminenter Bedeutung iſt, habe ich mich auch mit 
Staatsmännern und Mitgliedern der Repräſentation anderer Länder darüber 
unterhalten und ſie gefragt, was ſie in einem ſolchen Falle thun würden. 
Die geriethen über die Möglichkeit einer ſolchen Frage in großes Staunen, 
daß ich gar keine Antwort erhielt! Wir wollen aber nicht mit Worten ſtrei⸗ 
ten; ſo lange die Regierung nicht in den Geiſt der Verfaſſung eintritt, wird 
ſie ſich weigern das Princiß des Amendements v. Vincke anzuerkennen. Auch 
10 habe geglaubt, daß nach dem Kriege die guten Elemente des Landes ſich 
feſter zuſammenfügen würden, daß von jenem 1 an das gegenſeitige 
Gefühl der Achtung vor den Elementen, auf welchen Preußens Sutunft bes 
ruht, geſtärkt, daß ein neues Einigkeitsgefühl erwacht wäre, und die Regie 
22 0 viel Zutrauen zu dem loyalen Volk haben würde, daß ſie keine Be⸗ 
denken tragen würde, dieſen Satz anzuerkennen. (Bravo links.) Das hat ſie 
nun aber nicht gethan. Wenn nicht der Antrag v. Vincke vorläge, und der⸗ 
ſelbe im Weſentlichen mit der Commiſſionsvorlage übereinſtimmte, würde ich 
gern wieder auf dieſen letzteren zurückkommen, und würde auch nicht davor 
zurückſchrecken, daß es incongruent ſei, in dies ſpecielle Geſetz eine jo allge: 
meine Beſtimmung aufzunehmen. . > 

Wenn über das Princip ein Einverſtändniß herrſchte, würde dies formelle 
Bedenken Überhaupt nicht aufgeworfen worden ſein. Wir haben ja auch aus 
dem Indemnitätsgeſetz ein Budgetgeſetz und aus dem Anleihegeſetz ein Geſetz 
über den Staatsſchatz gemacht. amals hat Niemand behauptet, das liege 
nicht in den Grenzen der Vorlagen, weil wir alle damit einverſtanden waren, 
daß es für das Intereſſe des Landes wichtig ſei. Wäre das heute auch der 
Fall, ſo hätte Niemand dieſen formellen Einwand erhoben. Das einzige Be⸗ 
denken irgend eines Mitgliedes gegen den Antrag des Abg. v. Vincke könnte 
in einem Conflict der materiellen Intereſſen mit den moraliſchen Pflichten des 
Abgeordnetenhauſes liegen. Ich halte die Erinnerung des Abg. Lasker an 
den vereinigten Landtag für durchaus berechtigt. Damals hat der jetzige 
Herr Finanzminiſter ausdrücklich anerkannt, daß er ſo lange ſeine Zuſtimmung 
zu allen Anlehen verweigern müſſe, ſo lange die Controle darüber nicht er⸗ 
möglicht werde (hört!), weil die ernſte Gewiſſenspflicht, welche die Vertreter 
dem Lande gegenüber wahrzunehmen hätten, er ſtehe, als alle andern 
Pflichten. (Hört, hört!) Ich ſollte glauben, daß auch der Handelsminiſter 
geſtern vor dem Volke nicht hat den Gedanken ausſprechen wollen, daß bei 
einem Conflict der materiellen und der moraliſchen A. W nur erſtere 
Geltung finden ſollen! Ich hoffe, der Geſchichtsſchreiber dieſer Tage wird 
einſt nicht zu ſagen brauchen, das preußiſche Volk habe, berauſcht durch die 
Ereigniſſe von 1866, im Jahre 1867 nicht den Muth gehabt, die Verfaſſungs⸗ 
rechte des Landes zu wahren. (Lebhafter Beifall). 

Abg. v. Unruh: Die Lage der Sache iſt die, daß wir entweder der Re⸗ 
gierung das Geld verweigern, um ſie nicht in den Stand zu ſetzen, unſer 
Recht zu mißachten, oder wir bewilligen das Geld unter ausdrücklicher Wah⸗ 
rung unferes Rechts. Die Mitglieder des Hauſes auf dieſer Seite haben in 
ihrer großen Mehrzahl die Hand zum Frieden geboten; ſelbſt war froh, 
als ſich die Moglichkeit darbot, den Conflict zu ſchließen. Um ſo mehr be⸗ 
dauere ich, daß die Regierung jetzt von Neuem eine Art Conflict heraufbe⸗ 
ſchwört. Wir verlangen nichts als die einfache Anerkennung des Rechts, das 
auf der 1 beruht. Wenn man aber meint, daß jetzt dazu nicht die 
rechte Zeit iſt, jo bemerke ich als praktiſcher Geihäftsmann, daß ich dafür gar 
keinen geeigneteren Zeitpunkt kenne, als denjenigen, wo man mit einer For⸗ 


ter Widerſpruch), und deswegen kann die Regierung weder auf den Commiſ⸗ 
ſionsantrag noch auf das Amendement v. Vincke eingehen. Sie kennen un⸗ 
ſere Tendenz aus dem N RE und es iſt deswegen keine Veranlaſſung, 
die Frage wieder bei dieſer Gelegenheit anzuregen. Das iſt nicht Tegielator 
riſch, dazu kann ſich die Regierung nicht verftehen; fie hat im letzten Fall 
ihre Anſicht gezeigt, indem ſie Ihnen eine Vorlage gemacht hat. Halten Sie 
ſich alſo an die letzten Thatſachen, geben Sie den Standpunkt des Mißtrauens 
auf, denn ohne ein gewiſſes Vertrauen auf beiden Seiten läßt ſich Nichts er⸗ 
reichen! (Bravo rechts.) 

Abg. Lasker: Der Herr Miniſter hat uns entgegengehalten, wenn wir 
derartige Rechte in Anſpruch nehmen wollten, jo werde das Regieren unmög⸗ 
lich gemacht. Nun, m. H., eine gewiſſe Art des abſoluten Regierens iſt aller⸗ 
dings in conſtitutionellen Staaten unmöglich. 10 weiß nicht, warum hier 
der Landtag eine andere Stellung einnehmen ſoll als bei allen anderen Fra⸗ 
gen. Wenn ein Gegner der Regierung in Zukunft einmal eine Anklage gegen 
die Regierung begründen wollte, ſo könnte er die 3 Rede des Herrn 
Handelsminiſters faſt vollſtändig dazu abſchreiben. Die Regierung bat das 
volle Bewußtſein, daß ſie die Landesintereſſen ſchädige und weigert ſich den⸗ 
noch dem Hauſe ſein verfaſſungsmäßiges Recht zuzugeſtehen. Wenn bei jeder 
Gelegenheit, wo uns große Bewilligungen zugemuthet werden, uns geſagt 
wird, wir wollen einen Conflict herau beſchwören, m. H., dann find wir mit 
den Verhandlungen fertig. Das iſt kein Conflict, wenn eine Landesvertretung 

enau zuſieht, ehe fie 24 Millionen bewilligt, denn es geziemt uns mit vollem 
ft an die Zukunft unſerer Finanzen zu denken. Es iſt eine Preſſion der 
Regierung, wenn man immer drohen will, ſonſt werde ein Conflict heraufbe⸗ 
ſchworen. Seit wann ift denn das Sitte in conflitutionellen Lindern? Wollen 
Sie dieſen Streit denn in die große Maſſe hineinwerfen, wollen Sie, daß in 
den Volksverſammlungen discutirt werde darüber, wer mehr Recht hat, wir 
oder die Regierung? Glauben Sie, daß die Landesvertretung nur dazu da 
iſt, um Geſetze zu genehmigen, von deren verfaſſungsmäßiger Begründung ſie 
nicht die Ueberzeugung erlangt hat? Als ich zum erſten Male dieſen Punkt 
vertheidigte, wurde mir enkgegengehalten, die Regierung habe das Recht, 
Staatsbahnen zu veräußern, denn wie könnte ſie ſonſt z. B. Kohlen aus den 
Bergwerken verkaufen. 

M. H., es iſt ein bekannter Adpocatenkniff, wenn man ſich den Gründen des 
Gegners nicht ganz gewachſen fühlt, dieſelben bis in's Aeußerſte zu nutriven, 
Das ſind doch zwei ban verſchiedene Dinge. So müſſen auch Domänen ver⸗ 
pachtet werden, weil das in ihrer regelmäßigen Natur liegt; Verpachtungen 
aber von Eiſenbahnen ſind nicht ſo gewöhnlich; ſie können aber zu einer 
Finanzquelle gemacht werden, die bisher noch nicht Finanzquelle war, und 
deshalb wollen wir die Klauſel einſchieben, daß auch dieſe Finanzoperation in 

ukunft nicht ohne Zuſtimmung der Landesvertretung gemacht werden ſoll. 
Ich meine doch, daß die Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Angelegenbeit eine richt 
gute Analogie zu dem gegenwärtigen Punkte bildet. Beides fteht auf derſel⸗ 
en Linie; es wird Staatseigentzum bei Seite geſchafft, um Geld zu belom⸗ 
men und die Vertretung nicht erſt um deſſen Verwendung zu befragen. Dem 
Weſen nach iſt alſo beides gleich, inſofern es b.i der Köln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahn ein Verkauf von eventuell dem Staate zufallendem Eigentum war. Es 
wird uns entgegengeworfen, daß bei der weſtfäliſchen Bahn ja die Zuſtim⸗ 
mung des Landtages eingeholt ſei. Nun gut, aber wir verlangen ja nicht 
mehr, als daß die Regierung dieſe — — als eine 1 
Pflicht anerkennt, nicht aber ihrem Gutdünken das überläßt. Gerade weil ſie 
in jüngſter Zeit bei einem Falle anerkannt hat, daß die Vorlegung des Ver⸗ 
trages nöthig, jetzt aber gegen dieſe Anerkennung ſich ſträubt, müſſen wir um 


daran feſthalten. 
r 3 d. Heydt: Die Vorſchläge der Commiſſion wie die 
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geht ſodann auf die rechtliche Seite der Sache näher ein. 
don 1826 könnten Domänen und Anlagen des Staates verkauft werden, doch 


faſſung könne die Beſtimmungen jenes Geſetzes nicht modificiren. 


fabren vom Verkauf der Köln⸗Mindener Eiſenbahn zu Vertrauen 
Regierung Veranlaffung giebt; aber das werden 
ten, daß, wenn ein ſolcher Fall nun einmal vorliegt, wo das Recht des Lan⸗ 


aber dem Geiſte nach iſt es da 


nee vorgekommen iſt, Null für Null aufgehen und haben 
einander. 
nität geſchaffenen Boden! Die Zwecke, für die die Regierung die Mittel ver⸗ 


eingebrachten Amendements ſcheinen mir auf der Anſicht zu beruhen, als ob 
die Regierung im entgegengeſetzten Sinne verfahren wolle. Das iſt nicht der 

all. Der Verkauf der Weſtfäliſchen Bahn iſt Ihrer Beſchlußnahme unter⸗ 

reitet und es iſt der Regierung nie der Gedanke gekommen, anders Verkäufe 
zu realiſtren, als mit Zuſtimmung des Landtages. Die Regierung hat alſo 
gezeigt, daß fie gern immer im Einvernehmen mit der Landesvertretung han⸗ 
deln will. Sie iſt aber der Meinung, daß die Verfaſſung die Zuſtimmung 
der Landesvertretung bei Verkauf von Staatsvermögen nicht fordere. Das 
it auch früher oft vom Haufe anerkannt worden, namentlich erinnere ich mich 
dabei des Verkaufs eines Hüttenwerkes, wo, wenn ich nicht irre, auch der 
Abg. v. Hover eck ſich in dieſem Sinne ausſprach. Nun meint die Regie⸗ 
rung, daß bei dieſer Vorlage hier auch nicht der Ort ſei, um eine Beſtim⸗ 


mung, die in der Verfaſſung nicht enthalten iſt, in ein Specialgeſetz hineinzu⸗ 


bringen. Der Hr. Abg. Lasker hat Recht, wenn er ſagt, die Landesvertretung 
müſſe die Forderungen der Regierung ernſtlich prüfen. Aber was wir for⸗ 
dern, iſt ja keine Vermehrung der Regierungsrechte, ſondern geſchieht zur Förz 
derung des Verkehrs und um den Woblitand des Landes zu heben. In bie: 
fer Beziehung hat auch die Vorlage keinen Widerſpruch gefunden und ich 
meine darum, es dürfen keine Verfaſſungsdifferenzen hier angeknüpft werden, 
zumal, was ich nochmals betone, es nicht in den Absichten der Regierung 
liegt, Ihren Anſichten entgegenzuhandeln. 

Abg. Achen bach gegen den Commiſſionsantrag. Die Bänke des Hauſes 
leeren ſich. Redner beſtreitet zunächſt, daß die rechte Seite des Hauſes je den 
Theorien des Abg. Lasker in Bezug auf dieſen Punkt beigeſtimmt habe, und 
Nach dem SGeſetze 


müßte der Erlös zur Tilgung von Staatsſchulden verwendet werden. Unter 
dieſe Staatsanlagen fielen auch die Eiſenbahnen, und der Art. 99 8 ar 
Aus dem 
Art. 99 könnten Überhaupt nicht die Folgerungen gezogen werden, die man 
daraus gezogen habe. Nur dann bedürfe es eines beſonderen Geſetzes zur 
Veräußerung von Staatseigenthum, wenn der Staat in einem gewiſſen 

wangsverhältniſſe zu dieſem Eigenthum ſtehe. Redner kommt dann auf das 

räcedenz des Verkaufs des dom Finanzminiſter erwähnten Hütten⸗ und 

ergwerkes, mit dem zugleich große Gütercomplexe verbunden geweſen wären. 
Der Abg. v. Hoverbeck habe damals erklärt, „eine ſolche Veräußerung liege 
in den Händen der Regierung; wir müſſen erſt ein beſonderes Geſetz haben, 
das dies verbietet“. Ebenſo hätte der Abg. Virchow ſich dahin ausgeſprochen, 
daß „dies eine ſehr controverſe Sache ſei; es wäre etwas, was offenbar erſt 
feſtgeſtellt werden müſſe; wir hätten darüber weder eine feſtſtehende Praxis 
no deer eine geſetzliche Vorſchrift“ 

Dieſer we Gegenſtand alſo, der eine der wichtigſten Fragen unſeres 
Staatsrechtes bilde, ſolle bei Gelegenheit einer Vorlage entſchieden werden, 
welche die wirthſchaftlichen Intereſſen des Landes auf's Tiefſte berühre, blos 
um eine Preſſion auf die Krone auszuüben, damit dieſelbe ein Recht aufgebe, 
das fie bisher beſeſſen. Gewöhnlich verſtehe man unter Reformen Aus deh⸗ 
nung der parlamentariſchen Rechte; er verſtehe darunter die Erweiterung der 
Prärogative der Krone. Er konne ſich daher nicht dazu verſtehen, dieſe Prä⸗ 
rogative hier zu vermindern, um fo weniger bei einem Könige, der nach 
einem glücklich geführten Kriege Finanzen auſweiſen könne, wie ſie Länder 
nicht bejäßen, welche Jahrhunderte langen Frieden gehabt haben. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Ich will mir erlauben, mit einigen kurzen 
Worten zu motiviren, warum ich, dem Commiſſtonsantrage entgegen, mein 
Amendement eingebracht habe. Ich habe mich einfach davon leiten laſſen, daß 
es mir nicht angemeſſen ſcheint, eine allgemeine Beſtimmung in ein ſpecielles 
Geſetz aufzunehmen, und überhaupt es nicht für angebracht halte, ein in der 
Verfaſſung verbrieftes Princip in ganz allgemeinen Formen in dieſem Geſetze 
u wiederholen. Wir bören nun, namentlich auch von dem letzten Herrn 

edner, die Giltigkeit des Princips beſtreiten. Ich vermag ihm nur den ein⸗ 
achen Wortlaut des Arkikel 99 der Verfaſſung entgegenzuſetzen. Für gewiſſe 
heile des 9 z. B. für Domänen, beſtehen allerdings, das 
geliche ich ihm zu, beſondere Geſetze, aber als Juriſt wird er doch auch dem 
he nicht widerſprechen: lex posterior generalis non derogat legi priori 
speeiali. Dieſen Satz wende ich hier auf das von mir bezeichnete Staats⸗ 
eigenthum ihm gegenüber an. Präcedenzfälle können mich in meiner Mei: 
nung nicht alteriren, und mag auch der Herr Abgeordnete für Saarbrücken 
über dieſe Aach zweifelhaft ſein, mir iſt die Frage von jeher unzweifelhaft 
ewejen. Auch von einer ieee kann doch unmöglich die Rede 
ein, wenn die Verfaſſung des Landes citirt wird. Ebenſo muß ich den Aug: 
druck, daß wir die Verfaſſung hier ausbauen wollen, von mir zurückweiſen; 
ich habe nicht nöthig, etwas auszubauen, deſſen Bau meiner Anſicht nach in 
allen ſeinen Linien klar und deutlich vor mir liegt. Ich gebe zu, es iſt in 
der Verfaſſung kein Artikel vorhanden, der expressis verbis ſagt, „es darf 
ohne Zustimmung der Landesvertretung kein Staatseigenthum verkauft wer⸗ 
den“, aber implieite iſt dieſer Grundſatz in der Verfäſſung begründet. Von 
den beiden Juſtitigrien des Finanzminiſteriums, iſt mir erzählt worden, ſoll in 
Bezug auf die Koln⸗Mindener Eiſenbahn der eine geſagt haben, der Verkauf 
ohne die Zuſtimmung der Landesvertretung iſt unmöglich, während der 
andere es für durchaus zuläffig erklärte. 

Ja, m. H., Controvberſen find natürlich möglich, aber man kann doch von 

Niemandem verlangen, daß er die Verfaſſung anders auslegt, als er fie ver⸗ 


ſteht. Wir haben ja auf dieſe Weiſe noch viel klarere Beſtimmungen der Ver: 


faſſung, wir baben das ganze Budgetrecht bezweifeln hören, und doch ift es 
ſonnenklar. Man kann auch beftreiten, daß in dieſem Augenblick die Sonne 
ſcheint, und doch wird Niemand bezweifeln, daß wir uns gegenwärtig zwiſchen 
12 und 1 Uhr befinden. — Wäre aber dieſer Satz auch wirklich nicht klar in 


der Verfaſſung enthalten, handelte es ſich wirklich nur um eine Frage der 


praktiſchen Politik, ſo hat doch der Commiſſionsbericht erſchöpfend ausgeführt, 


daß auch dann jetzt hinreichende Motive vorliegen, um bei dieſem concreten 


Falle die Beſtimmung in das Geſetz hineinzunehmen, die ich eben reducirt 
auf den concreten Fall vorzuſchlagen mir erlaubt habe. Es wäre wirklich 
eine wahre Thorheit, wenn wir der Staatsregierung durch unſer Votum auf 


einem Präſentirteller jo große Summen vorlegen und fie dabei in die Lage 


ſetzen wollten, das dafür zu erwerbende Staatseigenthum mit rechtlicher Wir⸗ 
kung am morgenden Tage verkaufen zu können. 

Der Hr. Handelsminiſter hat das Wort „Vertrauen“ betont, und ich 
glaube meine Abſtimmungen haben den Beweis geliefert, daß ich nicht von 
Mißtrauen gegen die Regierung geleitet werde; ich will auch nicht die Unter⸗ 
ſuchung beginnen, wozu wohl einige Veranlaſſung vorläge, — ich überlaſſe 
das den Herren auf dieſer Seite (nach links deutend), man muß nicht Jedem 
Alles wegnehmen (Heiterkeit) — ich will alſo nicht unterſuchen, ob das Die 
egen bie 
ie mir doch nicht beſtrei⸗ 


des fo ſehr verlegt worden tft, es eigentlich im Intereſſe der Regierung liegt, 
wenn man ihr von vornherein die erſuchung abſchneidet, wieder in ſolch 
eine peinliche Lage zu gerathen, wenn wir ihr dieſe Thüre ein⸗ für allemal 
uſchließen. Zumal wir, die wir von der Begründung des Rechtes, das die⸗ 


ſen Paragraphen dictirt hat, durchdrungen find, haben gar kein Recht, dieſem 


Antrage der Commiſſion ein „Nein“ entgegenzuſetzen, da er nun einmal vor⸗ 
liegt. Allerdings iſt das geſtrige Amendement ein anderes als das heutige; 

elbe. Ich habe in derſelben conereten Weiſe 
eſtern wie heute den Satz zur Geltung bringen wollen, den ich in der Ver⸗ 
faſſung begründet finde. . 

Möge mir der Herr Minifter doch auseinanderſetzen, worin der qualitative 
Untetſchied zwiſchen beiden beſteht. Wie der Herr Miniſter das Princip, zu 
welchem er hi geſtern bereitwillig bekannt, heute verläugnen kann, gebt über 
meine Begriffe. Wenn wirklich die Regierung glaubt, bier Prärogative der 
Krone vertreten zu müſſen, jo werden dieſe doch eben fo ſehr afficirt durch 
das geſtrige, wie das heutige Amendement. Und Sie, m. H. von der rechten 
Seite, hätten geſtern, wo es ſich nur um eine pommerſche Bahn 5 
(Heiterkeit), ebenſowenig dieſem gefährlichen Grundſatze zuſtimmen dürfen, der 
durch meinen Antrag gehern hineingebracht iſt, als dem heutigen, der mate⸗ 
riell und logiſch nichts Anderes anerkennt, als das geſtrige. Vertrauen ſchließt 
wie wenige Begriffe den Begriff der Gegenſeitigkeit in ſich, ich appellire 


daher an den Herrn Miniſter, daß er ſeinerſeits ſo viel Vertrauen zu der 


Vertretung des Landes habe, daß ſie ihr Recht der Zuſtimmung zu einer Ver⸗ 
äußerung des Staatseigenthums auch nicht mißbrauchen werde; ich glaube, 
das ſteht mindeſtens auf demſelden Boden. Laſſen wir einmal Alles, was 
auf beiden Seiten, Regierung wie Landesvertretung, ſeit 17 Jahren Unge⸗ 


tellen wir uns doch und bleiben wir auf dem durch die Indem⸗ 


langt, ſind, ich geſtehe es zu, die beſten und heilſamſten für das Land. Aber 
warum will der Herr niſter geaen dieſe Intereſſen die Aufnahme des 
Amendements verſagen? Ich weiß überhaupt nicht, warum er ſich gegen dieſe 
Anerkennung ſträubt. Gerade das Beiſpiel der Weſtfäliſchen Bahn ſpricht 
1 — domalb icht die Pflich 

Hatte die Regierung damals nicht die t, die Landesvertretung über 
den Verkauf zu — fo hat fie ja, da fie dies dennoch gethan, die Prä⸗ 
rogative der Krone verletzt. Und wenn der Finanzminiſter die Regie⸗ 
rung wolle ja gar nicht gegen unſere Abſichlen handeln, fo ſehe ich um 
weniger Veranlaſſung, warum man uns die Conceſſion nicht machen Br 


ertrauen zu J 


Princip bei Gelegenheit eines Specialgeſetzes zum Austrage zu bringen. J 


. 


die wir nach unſerer Auffaſſung als in der Verfaſſung begründet anſehen. 
Bei meinem Eintritt in das Haus ſagte ich mir, daß ich die Regierung zu 
unterſtützen alle Veranlaſſung hätte. Aber ich kann nur 10 weit gehen, als 
mein Gewiſſen es mir geſtattet. Und in dieſem Sinne hoffe ich auch, daß 
Sie ſich beſinnen und dem Amendement ihre Zuſtimmung nicht verſagen 
werden. (Bravo!) 

Abg. Wagener (gegen den Commiſſionsantrag): Auch wir wollen die 
Rechte des Landes vertheidigen; wir ſind aber der Meinung, daß die Rechte 
des Landes am beſten dadurch gewahrt werden, daß die Rechte der Krone 
unberfürzt erhalten bleiben; und ich würde mir lieber einen Finger der rechten 
Hand abhauen laſſen (Senſation), als auch nur ein Titelchen davon vergeben. 
Die Vorwürfe der we eig die uns der Abg. Vincke gemacht, find un: 
gerechtfertigt; auf Conce ſionen und Compromiſſe find wir immer nur. einge: 
gangen unter ausdrücklicher Wahrung der Rechte der Staatsregierung. Das⸗ 
ſelbe war bei unſerer geſtrigen Abſtimmung der Fall, a wir durchaus 
nicht das Princip im Allgemeinen anerkannt haben. f 

Wenn Sie auf Ihrem Willen beharren, ſo ſtehen wir am Anfange eines 
neuen finanziellen Conflictes. Wir halten das Recht der Regierung zur Dis⸗ 
poſition über das Staatsvermögen für zweifellos und Sie können von uns 
nicht verlangen, daß wir unſere Brincipien fortwerfen, wie abgetragene Röcke. 
Compromiſſe können wir nur ſchlleßen im concreten Falle; nach dem Budget: 
recht und den Befugniſſen der Landesvertretung können Sie dann fragen, 
wenn es ſich um einen Verkauf handelt. In gewöhnlichen Zeitumſtänden 
wird die Regierung auch keinen Widerſpruch dagegen erheben. enn es ſich 
aber im entſcheidenden Augenblicke wieder um das Wohl und Wehe Preußens 
handelt, dann wird die Regierung ſich auch ebenſo wieder Mittel verſchaffen 
müſſen. (Unruhe und Widerſoruch links; Beifall rechts.) Gegen Ihren 
Willen iſt es geſchehen und es können leicht wieder Zeiten eintreten, wo die 
Regierung es gegen Ihren Willen wieder thun muß und nicht unterlaſſen 
darf, (Unruhe.) — Es wäre doch wohl bedauerlich, wenn in der elften Stunde 
der Seſſion das Einvernehmen wieder geſtört werden ſollte, wenn wir, nad: 
dem wir mit der Indemnität in die Seſſion hineingegangen ſind, mit dem 
Verfaſſungs⸗Conflict wieder herausgingen. Laſſen Sie deshalb die Austra⸗ 
gung des allgemeinen Satzes auf ſich beruhen, ſchenken Sie der Regierung 
das Vertrauen, daß Ste die Rechte der Volksvertretung nicht beeinträchtigen 
wird, außer wenn ſie es für geboten hält zum Wohle und Intereſſe des Lan⸗ 
des. (Beifall rechts.) I 

Abg. v. Hoverbeck (für den Commiſſionsantrag): Dem Herrn Vorred⸗ 
ner bin ich ſehr dankbar für die offenen Geſtändniſſe, die er gemacht hat 
und die ganz deutlich zeugen, wie nothwendig eben das geſtellte mendement 
iſt. Wenn der Herr Finanzminiſter und der Abg. Achenbach die Worte, die 
fie von mir citirt haben, vollſtändig wiedergegeben hätten, jo wäte deutlich 
daraus hervorgegangen, daß ich mich keineswegs in Widerſpruch mit meiner 
heutigen Abſtimmung befunden habe. 8 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Wenn der Abg. v. Vincke glaubt, 
daß der Art. 99 der Verfaſſung das Recht, um das hier geſtritten wird, ganz 
klar und deutlich hinſtelle, wozu will er dann noch ein beſonderes Geſetz? — 
Die Regierung hat übrigens keineswegs geſagt, daß fie ſolche Verkäufe ıc. 
nicht vorlegen wolle, ſondern nur, daß das vorliegende Geſetz nicht geeignet 
ſei, um eine Ausdehnung der Verfaſſung darin feſtzuſtellen? Wohin ſoll das 
führen, wenn man bei jeder Anleihe und bei jedem Geſetze ſolche Dinge vor⸗ 
bringen wollte? — Wer 12 den Conflict angefangen hat, das iſt nicht die 
Regierung; die Regierung hat nicht gejagt, ſie wolle die Eiſenbahnen verkau⸗ 
fen; ſie hat nicht geſogt, daß die Vorlegung der Eiſenbahnverkäufe nicht noth⸗ 
wendig ſei; ſie hat nicht ein Geſetz vorgelegt, durch das ſie die Verfaſſung 
nach ihrer Anſicht interpretiren will, ſondern ſie hat ſich ſtreng an die Sache 
gehalten; thun Sie daſſelbe, meine Herren. Wenn man ſich mit voller Hin: 
gebung der Aufgabe widmet, die Intereſſen und den Wohlſtand des Landes 
zu fördern, und es werden einem dabei durch theoretiſche Interpretationen 
die Mittel dazu vorſagt, dann, meine Herren, muß einem doch wirllich der 
Muth ſinken (Beifall rechts). ö 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. 

Abg. Scharnweber bekämpft den Commiſſions⸗Antrag, indem er aus⸗ 
führt, daß der Art. 99 der Verfaſſung für die vorliegende Frage nicht ent: 
ſcheidend wäre. — 

Abg. Dr. Virchow (für den Commiſſions⸗Antrag): Ich bim mir nicht 
bewußt, jemals etwas Anderes geſagt zu ſagen, als daß die vorliegende Frage 
eine controverſe Materie fei, bei der es ſchwer ift, für jeden einzelnen Fall 
eine allgemeine Formel zu finden. — Es kommen in jedem Jahre Fälle vor, 
wo die Regierung über Staatsgrundſtücke verfügt, ohne die Zuſtimmung der 
Landesvertretung, Fälle, bei denen kein Einſpruch erhoben worden iſt und 
auch nicht werden wird. Es handelt ſich dabei nicht blos um die Domänen, 
ſondern auch um andere Veräußerungen und Vertauſchungen ꝛc. Aber es 
giebt hierfür eine gewiſſe Grenze. Es wäre nun allerdings wünſchenswerth, 
daß dieſe Grenzen im Wege der Geſetzgebung genau feſtgeſtellt würden. Da 
dies bis jetzt nicht geſchehen iſt, jo müſſen wir jede Gelegenheit benützen, um 
die Grenzen zu ziehen. — Die Eiſenbahnen ſind nun keineswegs der freien 
Verfügung der Staatsregierung unterſtellt, nicht blos aus allgemeinen conſti⸗ 
tutionellen Gründen, ſondern nach der poſitiven Geſetzgebung des Landes. 
Der § 7 der Inſtruction für die Ober⸗Rechnungskammer vom 18. Dezember 
1824 lautet: „Der Verkauf der Domänen erfolgt nach Maßgabe der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften; andere Immobilien dürfen nicht ohne unſere beſondere 
Genehmigung veräußert werden; und die Inſtruction für die Staatsſchulden⸗ 
Commiſſion dom 4. Januar 1820 beſtimmt ausdrücklich, daß der Erlös aus 
der e von Staatsgut zur Tilgung der Staatsſchulden verwandt 
werden ſoll. 

Durch die Geſetzgebung iſt alſo feſtgeſtellt, daß zur Veräußerung des 
Staatsgutes die beſondere Ermächtigung des Geſetzgebers nothwendig iſt. 
Im Jahre 1824 war der Geſetzgeber der abſolute König; — Geſetzgeber 
don 1824 exiſtirt aber nicht mehr, ſeit der Einführung der Verfaſſung iſt das 
Recht der Geſetzgebung auf die drei Factoren übergegangen. (friegsminiſter 
v. Roon tritt ein.) Dieſe Auffaſſung ſteht unzweifelhaft feſt; ich könnte dem 
Herrn Handelsminiſter eine Autorität dafür anführen, die er gewiß aner⸗ 
kennen wird, nämlich das Herrenhaus (Heiterkeit). Bei den bekannten Ver⸗ 
handlungen über den Staatsſchatz iſt nämlich gerade von den allerconſervativ⸗ 
ſten Mitgliedern hervorgehoben worden, daß das, was 1820 der Koͤnig als 
far eber war, jetzt die 3 Factoren find; und dos Herrenhaus leitete daraus 
für #3 ein gewiſſes Recht ab. Daſſelbe Recht nehmen aber auch wir in An⸗ 
ſpruch. Wir wollen durchaus kein neues Verfaſſungsrecht erzwingen, fonderr 
die einfache Conſequenz aus der beſtehenden Verſaſſung ziehen. — Den Herrn 
Handelsminiſter möchte ich noch darauf aufmerkſam machen, zu welcher Un⸗ 
gerechtigkeit es führen würde, wenn die Staatsregierung erſt die Contrahirung 
von Staatsſchulden verlangt, um eine Eiſenbahn zu bauen und dann pieſelbe 
verkaufen will, ohne das Geld zur Deckung der Schulden zu verwenden. 

Es iſt von jener Zeit die Frage über Krieg und Frieden hineingezogen und 
ein gemeſſener Unterſchied dabei gemacht worden: Wir müſſen nach wie vor 
darauf beſtehen, daß zu allen Zeiten das Geldbewilligungsrecht dieſes Hauſes 
in ſeiner vollen Kraft beſtehe; das Haus kann allerdings, wenn es will, einer 
Preſſion von Seiten der Regierung nachgeben; will es ſich aber nicht fügen, 
ſo hat die Regierung nicht das Recht, über die Staatsfonds eigenmächtig zu 
verfügen. Der Hr. Abg. Wagener hat uns nun die frohe Ausſicht gemacht, 
die Regierung werde doch das wieder thun, was fie früber gethan hat. Ich 
halte aber dieſen Abgeordneten trotz ſeiner hervorragenden büreaukratiſchen 
Stellung nicht für geeignet, eine derartige Erklärung abzugeben. Ich habe 
allerdings ſeinen gewöhnlichen prophetiſchen Ton, den er anſchlägt, oft für 
nicht ganz unerheblich gehalten und kann mich eines gewiſſen Fröſtelns nich! 
enthalten, wenn er anfängt, wieder zu drohen, indeß nehme ich doch an, da 
die Staatsregierung ſeine Interpretation nicht als die ihrige gelten laſſen wird. 
Wir wollen mit u ſerem Antrage die verfaſſungsmäßigen Rechte der Landes: 
vertretung nur anwenden auf den concreten Fall, und gerade da die Staats: 
Regierung Bedenken trägt, dies Recht anzuerkennen, haben wir um ſo mehr 
die Pflicht, es genau feſtzuſtellen. Sorgen wir deshalb dafür, daß die Be⸗ 
fimmungen der Geſetze von 1820 und 1824 mit der Modification, wie jit 
durch die Verfaſſung geboten iſt, zur Geltung kommen. (Beifall links.) 

Abg. Graf Schwerin (für den Commiſſionsantrag): Ich hätte nach den 
Ausführungen meines Freundes Vincke auf das Wort verzichten können, wenn 
ich nicht einen beſonderen Grund hätte, meine Stimme noch für den Commiſ⸗ 
ſionsantrag zu erheben, meine Stimme, von der die Regierung doch wohl 
überzeugt 1 5 kann, daß ſie die Eintracht mit der Staatsregierung zu fördern 
beſtrebt iſt, ſoweit es mit dem Rechte des Landes in Einklang zu bringen iſt. 
ch muß es bitter beklagen, daß die Regierung eine ſo entſchieden negirende 
Stellung zur vorliegenden Frage einnimmt. Das Beſtreben nach einer Aus⸗ 
dehnung der Verfaſſung, das der Herr Handelsminiſter in dem Antrage finden 
will, iſt keineswegs vorhanden. Es handelt ſich nicht darum, ein allgemeines 


habe mich gefreut, daß geſtern eine Uebereinſtimmung der Regierung mit den 
Anſichten des Hauſes herbeigeführt worden iſt. Heute verlangt das Haus 
auch nichts anderes, als was ſich in den Grenzen des vorliegenden Geſetzes 
bewegt. Der Herr Handelsminister hat deshalb durchaus keine Veranlaſſung, 
den Muth 1 verlieren. Die Frage ift 10 einfach: die Regierung fordert 
Geld zu beſtimmten Ausgaben für Eiſenbahnen; das Haus will Geld 

ligen unter der Vorausfegung, daß dieſe Eiſenbahnen nicht veräußert werden 


vill, dürfen und befindet ſich dabei im vollen Rechte. 


ch] tive Partei mit Einſchluß der 


bewil⸗f 


Die Regierung hat durchaus keine Veranlaſſung, eine Princip 
daraus zu en Warum bemüht ſich die Regierung, mit einem m 
Conflict zu drohen? Iſt das nicht gerade der Weg des Compromiſſes, den 
wir r en, daß wir bei dem ſpeciellen Falle uns einigen wollen? D 
principielle Frage über das Staats⸗Eigenthum wird keineswegs entſchiede 
ſondern es handelt ſich hier nur um die beſtimmten Eiſenbahnen, auf die ſich 
das Geſetz bezieht. — Der Abgeordnete Wagener ſagt nun; Für gewöhnliche 
Zeiten wird ja ſo etwas nicht vorkommen; aber damit es in ungewöhnlichen 
Zeiten geſchehen könne, deshalb müſſe er dagegen ſtimmen. Nun, m. H., ich 
dächte der Abg. Wagener hätte wohl ſchon ſelhſt erkennen können, daß dies 
gerade der Punkt iſt, auf den es ankommt; deshalb wünſchen wir ja eben das 
Geſetz, damit es nicht vorkommen könne (Beifall links), und wenn es vor⸗ 
kommt, dann ſollen die Miniſter dafür verantwortlich ſein. (Beifall.) Des⸗ 
halb wollen wir ja auch ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, damit wir die 
Miniſter in ſolchen Fällen zur Verantwortung ziehen können (Beifall). 


Die Regierung ſoll eben nicht die Verfaffung nach ihren Wünſchen inter⸗ 


pretiren, und wenn fie gegen das Geſetz verſtößt, ſoll ſie die finanzielle und 
prinzipielle Verantwortung tragen. (Zuſtimmung links.) Wir wollen eben 
nicht wieder auf den Weg der Interpretationen gehen, damit nicht wieder ſo 
unerquickliche Streitigkeiten hervorgerufen werden, wie mit der Köln⸗Mindener 
1 Wir wollen das Geſetz, damit die Miniſter in Zukunft nicht in 
die Verlegenheit kommen, das Geſetz falſch interpretiren zu können, und wenn 
ſie gegen ein Geſetz fehlen, ſollen ſie mit ihrem Vermögen und mit ihrem 
Kopf dafür einſtehen. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Ich bitte die Herren 
Miniſter dringend, 1 75 Sie keine Prinziplenfrage daraus: das Haus iſt 
es nicht, das den Conflict hervorruft. — Der Paſſus im Amende⸗ 
ment in Betreff der Verpachtungen könnte allerdings Bedenken hervorrufen, 
da man gegen jeden Mißbrauch des Geſetzes nicht ein beſonderes Geſez 
machen kann. Da aber die Regierung mit einer ſolchen Schroffheit auftritt, 
beraubt ſie mich der Möglichkeit, ein ſolches Amendement einzubringen. Nach 
alledem bitte ich Sie, das Amendement anzunehmen. Wie der Herr Handels⸗ 
miniſter dazu kommt, deshalb den Muth ſinken zu laſſen, um für das Wohl 
des Landes zu ſorgen, was er bis jetzt, wie ich gern anerkenne, mit au ich⸗ 
ligem Herzen und mit gutem Erfolge gethan hat, ſehe ich nicht ein. (Lebhaf⸗ 
ter Beifall links.) g E 

Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. Michelis (Allenſtein), Ham⸗ 
macher und v. Hoverbeck. x 1 

Am Schluſſe der Generaldiscuſſion weiſt der Referent Abg. Michelis 
noch ausdrücklich darauf hin, daß das Haus heute daſſelbe thun en was 
es geſtern gethan habe, nicht mehr und nicht weniger. Es handle ſich wie 
geitern um die Declaration eines unzweifelhaften Rechtes im gegebenen ſpe⸗ 
ciellen Fall. Zur Zeit der Emanation der Verfaſſung habe es noch keine 
Staatsbahnen gegeben, daher in Bezug auf die Verwendung der Einnahmen 
aus denſelben und die Verfügung über die Objecte ſelbſt beſondere eſetzliche 
Beſtimmungen nachfolgen müßten. In dieſer Vorausſetzung ſeien alle Com⸗ 
promiſſe der letzten Zeit geſchloſſen und die Maximalhöhe des Staatsſchatzes 
beſtimmt worden. Es ſei das eine ernſte Frage nicht blos für das Haus, 
ſondern für das Land, und es hänge von ihrer verfaſſungsmäßigen Löſung 
ab, ob jeden Augenblick, wie der Herr Miniſter befürchte, ein Conflict zwiſchen 
den Factoren der Geſetzgebung ausbrechen könne. 

Es fol nunmehr in die Specialdis cuſſion eingetreten werden. Zuvor 
kommt aber ein vom Abg. Grafen Renard eingebrachter Abänderungs⸗ 
antrag zu § 6 zur Verleſung, der zwiſchen der Regierung und der durch 
die Theilnahme der Altliberalen verſtärkten Oppoſition vermitteln ſoll und 
offenbar das raſche erzeugte Product der Verhandlungen ift, die mit auffälliger 
Lebhaftigkeit zwiſchen den Bänken der Rechten und dem Miniſtertiſche betrieben 
worden ſind. Der Kriegsminiſter, der zwiſchen feinen Collegen, dem Freiherrn 
b. d. Heydt und dem Gr. Itzenplitz Platz genommen, wird wiederholt zur 
Theilnahme an dieſem geſchäftigen Verkehr genöthigt. Der Antrag des Gea⸗ 
ien Renard lautet: „Jede Verfügung der Staatsregierung über die Vers 
bindungsbahnen zu Berlin und Breslau, die Eiſenbahn von Dittersbach und 
Altwaſſer und die von Saarbrücken nach Saargemünd durch — — 
bedarf der Zuſtimmung der Landesvertretung.“ (Heiterkeit und Unruhe rechts. 

Bei der Specialdiscuſſion über § 1 weiſt Abg. Hummel auf die 
Petitionen hin, betreffend den Bau einer directen Bahn von Wangerin nach 
Dirſchau. Der. Herr Handelsminiſter erwidert, daß er dieſe Bahn durch⸗ 
aus für wünſchenswerth halte, wie auch den Bau der Linie Dirſchau⸗Schneide⸗ 
mühl, daß aber die Ausführung von den Bewilligungen des Hauſes abbänge- 
Die erſtere Bahnſtrecke wollte eine engliſche Geſellſchaft bauen, drei Jahre 
verhandelte man mit ihr, endlich war alles fertig, das Privilegium ausge⸗ 
arbeitet, da im letzten Moment, als die Geſellſchaft Zug um Zug zur Aus⸗ 
führung ſchreiten ſollte, zog fie zurück, — $ 1 der unverändert gebliebenen 
Regierungs⸗Vorlage wird (eventuell) e inſtimmig angenommen. 

Bei $ 2 erklärt ſich der Finanzminiſter gegen das Lasker ſche Amen⸗ 
dement, weil er die Finanzverwaltung vor der Möglichkeit ſchützen will, da 
ſie gleichzeitig 3 aus den Staats⸗Einnahmen zur Tilgung der Staats⸗ 
ſchulden abführe und Anleihen für den Bau von Eſſenbahnen verausgabe. 
Abg. Tweſten: Gerade umgekehrt ſolle das Amendement dieſer Möglichkeit 
dorbeugen und es unmöglich machen, daß gleichzeitig Ueberſchüſſe aus dis⸗ 
voniblen Fonds und Anleihen verwendet würden. Es ſei bei dem nahen 
Schluß der Seſſion hohe Zeit, daß der Herr Finanzminiſter ſein nach dem 
ſtriege gegebenes Verſprechen erfülle und ein Bild der Finanzlage des Staates 
und eine Ueberſicht der gegenwärtigen Beſtände gebe. Das Haus habe be⸗ 
reits 60 Millionen bewilligt, fol heute 24 Millionen und nächſtens noch wei⸗ 
tere 3 Millionen Thaler gu Ablauf des Thurn⸗ und Tarisihen Poſtrechts 
bewilligen, in Summa 87 Millionen! Da wäre die verſprochene Auskunft 
doch unerläßlich. 


Der Finanzminister führt aus, daß feine frühere Aeußerung mißver⸗ 


itanden ſei und fügt hinzu: die letztere Erinnerung treffe ihn nicht, da die 
Militär⸗Verwaltung die Koften des Krieges noch nicht überſehen könne und 
n daher noch nicht in den Stand geſetzt habe, feine Zusage zu erfüllen. 
Abg. Lasker weiſt aus dem Wortlaut der Geſetze den modus procedendi 
nach, der für die Verwendung von Ueberſchüſſen zur Tilgung von Staats“ 
ſchulden zutreffe und wodurch der Einwand des Miniſters Er das Amende⸗ 
ment hinfällig werde. Wenn z. B. das Jahr 1867 Ueberſchüſſe ergebe, To 
ei das erſt 1868 mit Sicherheit feſtzuſtellen und über ihre Verwendung zum 
Tilgungszwecke könne erſt 1869 mit der Landesvertretung Beſchluß gefaßt 
werden. Sollte der Compromiß mit der Regierung ein wahrhafter ſein, dann 
müſſe das Haus aus der verfänglichen Lage heraus, daß es an die Ueber⸗ 
ſchüſſe der Verwaltung nicht herankönne. - - 

ach einigen Bemerkungen des Referenten äußert der Finauzminiſter den 
Wunſch, daß der Präſident über die beiden Abſchnitte des $ 2 (veflen zweiter 
don den Commiſſionen herrührt) getrennt abſtimmen laſſen möge. Der Präſi⸗ 


dent glaubt dem Wunſche des Hrn. Miniſters zu genügen, wenn er zuerſt 


über das Amendement Lasker zur Regierungsvorlage und dann über § 2 in 
der Saflung der Commiſſionen abſtimmen laſſe und das Haus genehmigt dieſe 
etztere Reihefolge der Abſtimmungen. So wird denn zuerſt das Amendement 
Lasker und dann der § 2 mit ſeinen beiden Abſchnitten und zwar mit gro⸗ 


ßer Majorität angenommen. Mit derſelben ſtimmen auch einzelne Mitglieder j 


der Rechten, (wie Wagener, v. Blanckenburg, v. Lingenthal). 

Darauf werden die 88 3—5 ohne Widerſpruch genehmigt und endlich 
$ 6, das heißt das Amendement Binde, welches von dem Referenten adop⸗ 
irt it und fortan als $ 6 des Commiſſions⸗Entwurfes gilt, zur Discuſſton 
geſtellt. Es liegt zu demſelben nur der Antrag des Grafen Renard vor, 
mit dem ſich der Herr Handels miniſter einverſtanden erklärt, als einem 
Analogon des geſtrigen Vincke ſchen Antrages; heute könne die Regierung 


ebenfalls ſehr wohl im beſtimmten Falle für drei neue Bahnen eine bindende 


Zuſage machen. Unter dem Beifall des Hauſes erklärt darauf der Abg. Graf 
Schwerin, daß, ſo dankbar er für das bewieſene Entgegenkommen und die 
Neigung zu einem Compromiß ſeitens des Herrn Miniſters ſei, er den Com⸗ 
oromiß ſelbſt mit Bedauern als ungenügend ablehnen müſſe und gegen einen 
Antrag ſtimmen werde, der eben dadurch, daß er drei Bahnen nennt e con- 
trario zu dem Schluß benußt werden könne, daß die Staatsregierung die 
nicht ausdrücklich genannten Bahnen zu veräußern ſich befugt erachten dürſte. 
Abg. Graf Renard: Das Recht des Hauſes iſt durch meinen Antrag ge⸗ 
nügend gewabrt und zugleich der Bau der Bahnen geſichert. Wir können bei 
der Bewilligung für neue Bahnen Bedingungen ſtellen, aber nicht in B 
der älteren Staatsbahnen. Ueber den Geſchmack läßt ſich nicht ſtreiten. Jh 
als praktiſcher Mann ſage Ihnen (zur Linken): Sie haben einen ſchlech 
9 e ftimmen Sie zu feiner Verfeinerung für mein Amendement 

eiterkeit. IR, 

Das Amendement v. Binde wird darauf in namentlicher Apjim« 
mung mit 175 gegen 114 Stimmen angenommen. (Für daſſelbe ſtimmen 
alle liberalen Fractlonen, die Katholiken und Polen; dagegen die conſerva⸗ 
raction Bethuſp⸗Huc.) Nachdem auch §7 ans 
genommen, verlaſſen die drei e 
aung des ganzen GejebeB, gegen die Stimmen der Conſervativen. Die 
lleberſchrift deſſelden wird mit Rückſicht auf die Annahme des Amendement 
Vincke entſprechend abgeändert, (Die een Worte „Geſetzentwurfe bes 
treffend die Vermehrung des Betriebs⸗Materials u. |. w., jo wie die er 
ügung über Staatsbahnen“ entſprachen dem aufgegebenen 8 
Commiſſionsentwurfs. 

Schluß 35 
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Vergehen find, 


gr Conſtitution das Dazwif 
e 


t bedauert, daß er mit dem Beginn der Sitzung in Folge des ſpäten 
j > mens vieler Mitglieder habe warten müſſen und ird fn ukunft keine 
N t mehr auf die Abweſenden und Verſpaͤteten nehmen. (T. O.: Fort⸗ 
ſehing der heutigen drei Interpellationen des Abg. d. Hennig, be 
trefend die Anwendung gedruckter Stimmzettel bei den bevorſtehenden Wahlen, 
da Abg. Virchow, betreffend die Benutzung der Turnplätze in den Schulen 


ind eine dritte, betreffend die Viehſeuche). Bericht über den Geſetz⸗Entwurf, 
betreffend die Aufhebung des Salzmonopols. — Morgen werden die Com⸗ 


miſſtonen die Vorlagen, betreffend den Abkauf des Thurn⸗ und Taxis 'ſchen 
oſtrechtes und die pommerſchen Lehne mit den Aenderungen des Herren: 
bhauſes dis cutiren.) 


Berlin, 29. Januar. Amtliches Se. Dajekät der König bat den 
bisherigen Obergerichts⸗Rath Wolter in Göttingen unter Beilegung des 
Titels „Kronanwalt“ mit der Function als ſolcher dei dem Obergericht in Osna⸗ 
brüd; ſo wie den Obergerichts⸗Rath Haſenbalg zu Hannover, unter Beile⸗ 
gung des Titels „Kronanwalt“ mit dem Dienſte als ſolcher bei dem Ober⸗ 

richte in Hannover beauftragt; den Landgerichts⸗Aſſeſſor Keller in Duüſſel⸗ 
dorf zum e ein bei dem königl. Landgerichte in Bonn; und 
den Juſtizbeamten Wilhelmi in Frankenberg zum Staate⸗Procurator bei 
dem Obergericht in Hanau ernannt. ' ; | 
Der Gerichts⸗Aſſeſſor Debbede in Wiedenbrück ift zum Rechtsanwalt bei 
dem Kreisgericht in Siegen und zugleich ge Notar im Departement des 
Appellationsgerichts zu Arnsberg, mit Anweilung ſeines Wohnfiges in Hilchen⸗ 
dach, ernannt worden. — Der Landgerichts⸗Referendarius Rudolf Ließem iſt 
auf Grund der beſtandenen dritten Prüfung zum Advocaten im Bezirke des k. Ap⸗ 
pellationsgerichtsbofes zu Köln ernannt worden. — Dem Geſchichts⸗ und Portrait⸗ 
maler Oscar Begas hierſelbſt iſt das Prädicat „Profeſſor“ verliehen worden. — 
Bei dem Minifterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angelegen⸗ 
eiten find angeſtellt worden: Der bisherige Buchhalter bei der Charité⸗Kaſſe 
15 Berlin, Rudolph Voigt, als Geheimer ezpedirender Secretair und der 
Civil⸗Supernumerarius Herrmann Sebaſtian als Geheimer Regiſtrator. 
Berlin, 30. Jan. [Sr. Majeſtät des Königs Geneſung! 
ift in ſtetigem Fortſchreiten begriffen. 

[Se. Majeftät der König] empfingen den Lieutenant im 14. 
Landwehr⸗Regiment von Nickiſch⸗Roſenegk, bei Königgrätz ſchwer ver⸗ 
wundet, in beſonderer Audienz, nahmen die Vorträge des Givil:Gabinets 
und des Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Raths Coſtenoble ent- 
gegen und empfingen den General⸗Lieutenant Grafen von Kalkreuth. 

[Ihre Majeſtät die Königin! beſichtigte heute die zur Pariſer 
Welt⸗Ausſtellung beſtimmten Arbeiten der königlichen Porcellan⸗Manu⸗ 
Beh und beehrten das iſraelitiſche Krankenhaus mit Allerhöͤchſtihrem 

eſuche. 

Se. koͤnigl. Hoh. der Kronprinz] empfing geſtern den General: 
Major v. Sandrart, den Seconde⸗Lieut. Graf Seckendorf vom 1. Garde⸗ 
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0 b d Der — dem Abg. Hagen heute eingebrachte 
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darüber getroffenen Anordnungen 5 Kraft. een alabigemeinnen 


Amerika. 


New⸗Nork, 12. Jan. [Die Anklage des Präſidenten.] 
Die Frage, ob der Präſident Vergehen begangen hat — ſchreibt der 
„Times“ ⸗Correſpondent aus Waſhington — die ihn einer Anklage un: 
terwerfen, liegt jetzt in der Hand des richterlichen Comites, welches be⸗ 
vollmächtigt iſt, Zeugen zu laden und zu verhören und das Reſultat feiner 
Unterſuchungen in einem Berichte dem Hauſe vorzulegen. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß vor dem Comite ſich hinreichende Klagepunkte finden 
werden, um nach der Anſicht der Radicalen eine Anklage zu rechtferti⸗ 
gen. Die Zuſammenſetzung des Tomites an ſich iſt den Zwecken der 
Partei, die ſich gegen die Executive verſchworen, äußerſt günſtig. Die 
Mitglieder deſſelben find mit einer oder zwei Ausnahmen Radicale von der 
extremſten Richtung. Oberſt Forney, der verbiſſenſte und rachſüͤchtigſte 
von allen Feinden des Präſtdenten, ſchreibt im Tone des Jubels: das 
Comite ſcheint wie für feine Arbeit ausgeſucht zu fein. Das Haus war 
in großer Aufregung, als Herr Aſhley ſich erhob, um ſeine Reſolution 


= 


einzubringen, Saal, Gallerien waren zum Erdrücken voll. In feiner 


Rede, die er ſchon begonnen, von einem demokratiſchen Mitgliede in 
Betreff eines Punktes der Geſchäfts⸗Ordnung unterbrochen, ging er ſofort 
zur . 1 3 über: 

e Andreas Johnſo ice⸗Präſidenten und zur Zeit Präſidenten 
der Vereinigten as ron ee und een 
Ein a — chuldige ihn der Ueberſchreitung der Amtsgewalt und gewaltſamer 
gnadigungs⸗ nnd ee inſofern, als er von feinem Stellenvergebungs⸗, Be: 


eig etorechte einen ungeſetzlichen Gebrauch 151 5 Staats⸗ 
1 


un unrechtmäßigerweiſe verwend blen i idri i 
n et, die Mailen in geſetzwidriger Weiſe 
n e andlungen begangen und ſich mit Anderen zu Hand: 
Sat, die nach der Conftitution hohe Siaatsverbrechen und 
u autorifiten, die Nan ſei es beſchloſſen, das richterliche Comite hierdurch 
betraut mit den Geſchä führung des Andreas Johnſon, Vicepräſident und 
tersuchung zu unterwer — als Praſident der Vereinigten Staaten, einer Un⸗ 
der beſagte Andreas und dieſem Hauſe zu beri ten, ob nach ſeiner An⸗ 
u Schulden kommen faſſen, d während feiner Regierung ſich Handlungen 
vie 8 oder irgend wels die darauf hingingen oder berechnet waren, 
d zu verkehren oder zu dorrumpfcen uk er n dun Ba zu 
ulden k n laſſen, di „und ob er ſich Handlungen hat zu 
0 nd ande Die He bobe Staatsperbrechen oder Vergehen nach 


erfordern, und ferner ſei beſcloſſen de benen len Gewalt dieſes Hau⸗ 
1 800 ſagte Comite zu bevollmächti⸗ 

855 eee = 2 berbeizufchaffen und den gewöhnlichen 
e Legislatur von igan : 

men, in denen fie ihre Zuſtimmung zur We ae 
priht und dem Congreß ihren Dank vort, weil er gegen das Bete 
per Executive die Bill, die den Farbigen in Columbia das Wahlrecht 
gerleibt, durchgebracht. | 
[Mexicaniſches.] Nachrichten aus Matamorag vom 7. d. zu⸗ 
olge lag Cortinas wieder vor diefem Platze und schickte ſich zum An⸗ 
e an. Die gemeldete Beſetzung von San Luis Poton, Guadalajara 
und Aguas Calientes durch die Liberalen beſtätigt ſich. Juarez war 
in Durango, wo ein Agent des Marſchall Bazalne mit ihm zuſam⸗ 
mentraf, der, dem Vernehmen nach, autorifirt war, die Anerkennung 
der ftanzoſſſchen Kriegsanſprüche zu fordern. Der Kaiſer Maximilian 
befand ſich noch in Puebla. — Meſia's Armee ſoll volftändig demora⸗ 


regel die erfte Frage geweſen: „ 


mals zweckdienlich ſein . 
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liſtrt fein. — General Sedgwick iſt noch in Brownsvllle, Escobedo mit 
der Nordarmee war auf dem Marſche gegen San Luis. 

New ⸗Nork, 12. Jan. [Ueber die Präſidenten⸗ Anklage! 
ſpricht ſich der Correſpondent des „New⸗York Herald“ in Waſhington 
folgendermaßen aus: 

„Mr. Aſhley aus Ohio, der in der Anklage⸗Angelegenheit die Kugel zum 
Rollen brachte ſagt, daß das Geſchäft der Zeugenvernehmung wohl nicht mit 
allzu großer Energie betrieben werden dürfte, und Meinungsäußerungen An⸗ 
derer gehen dahin, daß man die Bill wohl an allgemeiner Schwäche im 
Comitezimmer ſterben laſſen werde. General B. F. Butler hat öffentlich er⸗ 
klärt, der gegenwärtige Congreß werde in Betreff der Anklage nicht handelnd 
vorgehen, und Senator Morgan aus New⸗Nork äußerte, er glaube nicht, daß 
es ae wirklichen Anklage kommen werde. Einige glauben hinwiederum zus 
verſichtlich, daß die Frage mit der größten Entſchiederheit weiter geführt wer⸗ 
den wird. Die wärmſten Anhänger und Freunde des Praäſidenten ſcheinen 
zu hoffen und zu wünſchen, daß die republikaniſche Majorität das Anklage⸗ 
project zur Ausführung bringen möchte, da, wie einzelne Führer dieſer Partei 
ſagen, das Reſultat derſelben nur der vollſtändige Triumph Johnſon's und 
der Wat der republikaniſchen Partei ſein würde.“ 

aſhington, 10. Jan. [Eine Unterredung mit Johnſon.] 
Unter vorſtehendem Datum ſchildert der „Times “⸗Correſpondent eine 
Unterredung, die ihm Präſident Johnſon im Weißen Hauſe gewährte. 
Er theilt die vom Präſidenten geäußerten Anſichten mit deſſen Er⸗ 
laubniß mit: 

Der Präfident ſagte, wie er die Dinge betrachte, ſuche eine Minorität im 
Lande ihre Meinungen der Majorität aufzuerlegen. Dieſe Minorität wiſſe, 
daß ſie verlieren würde, wenn die Vollzabl der Staaten im Congreß vertreten 
wäre, und deshalb ſei ſie unbeugſam in ihrem Entſchluß, jene Vertretung zu 
verhindern. Könnte man das Volk einmal zur Erkenntniß bringen, daß die 
Grundprincipien der Regierung und nicht bloße Fragen der Parteimacht auf 
dem Spiele ſtehen, dann wäre Hoffnung auf einen gerechten Ausgang vor⸗ 
handen. Bei den Wahlen im dergangenen Herbſt ſeien falſche Streitpunkte 
mit Geſchick aufgeſtellt worden und über dieſe habe das Volk ſein Urtheil ab⸗ 
gegeben. Man habe ihm geſagt, daß, wenn die Südſtaaten wieder zugelaſſen 
würden, das Nationalintereſſe gefährdet wäre, und es habe ſich nicht Zeit ge⸗ 
nommen, darüber nachzudenken, ob dies die Wahrheit war oder nicht. Es 
habe vergeſſen, wie ſehr der Süden geſchwächt worden und nicht erwogen, daß 
er dem ſtärkeren Norden unvermeidlich würde gehorchen müſſen. — Aber, fuhr 
der Präſident fort, unmöglich könne die Frage hier ſtehen bleiben. Die Re⸗ 
gierung und die Staaten hätten ſich einander allmälig genäbert, Geſetz und 
Autorität hätten ihre Herrſchaft wieder angetreten und Alles ſei fertig bis 
auf die Zulaſſung der Vertreter jener Staaten im Congreß. Da trete der 
Congreß dazwiſchen und fage: „Ihr ſeid gar keine Staaten und Ihr ſollt 
nicht vertreten ſein.“ Von dieſem Augenblick beginne der Congreß das Haupt⸗ 
gebäude der Wee in Trümmer zu ſchlagen. Die Staaten hätten den 
Congreß ins Leben gerufen und nun wolle der Congreß die Staaten ver⸗ 
nichten. Es ſei, als wolle das Geſchöpf den Schöpfer umbringen. Aber wie, 
wenn dieſe Staaten mit ihren geſetzmäßig eingeſetzten Gouverneuren und Ver⸗ 
waltungsbehörden der Aufforderung, ſich als todt zu betrachten, den Gehorſam 
verweigern ſollten? .. Dann wäre das Land wieder in eine neue Revo⸗ 
lution geſtürzt ... Die Executive ſei wenigſtens bemüht, das höchſte Geſetz 
des Landes, die Verfaſſung, zu erfüllen... Mit der Zeit, wenn das Volk 
das Krachen des einſt jo hoch gehaltenen Gebäudes und das Stürzen der 
Balken höre, wenn es den Staub und die Verwirrung 2 werde es ſich um⸗ 
ſeben und fragen, wer der Urheber ſolcher Zerſtörung ſei. Jener Theil des 
Bolkes, der jetzt kein Gehör finde, werde eventuell wiſſen wollen, mit welchem 
Recht ein Congreß, der nur einen Theil der Staaten vertritt, dieſe Verant⸗ 
wortlichteit auf ſich genommen. 5 a der 1 einer Maß⸗ 

{ e verſaſſungsmäßig?“ und die zweite: 
Iſt fie zweckdienlich?“ Jetzt frage der Congreß blos: „In ſie zweckdienlich?“ 
Aber nach der Meinung der Executive könne, was verfaſſungswidrig iſt, nie⸗ 
.. Der Präſident ſprach dann von feinem angeb⸗ 
lichen Mißbrauch des Anſtellungsrechtes. So oft ein Poſten zu vergeben fei, 
meldeten ſich wenigſtens zwanzig Bewerber und nach der Vergebung habe der 
Präfitent einen lauen Freund und neunzehn Feinde. Der Freund, kaum er⸗ 
nannt, verſtumme, denn er mülle ſich beim Senat in Gunſt ſetzen, um be: 
ſtätigt zu werden; und es ſei eben ſo wahrſcheinlich, daß er gegen, wie für 
den Präſidenten arbeiten werde. Häufig im Laufe des Geſprächs wiederholte 
Mr. Johnſon, er glaube, daß das Volk ſchließlich anfangen werde, alle ſchwe⸗ 
benden Fragen vom verfaſſungsmäßigen Geſichtspunkte anzuſehen. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Paris, 30. Januar. Die „France“ ſchreibt: Die Regierung iſt 
entſchloſſen, die Rednertribüne im Sitzungsſaale der Legislativen 
wieder aufzustellen; die Arbeit hat heute Morgen begonnen. Die 
„France“ und „Etendard“ machen Mittheilung, daß man im Nathe 
des Kaiſers einſtimmig dafür ſei, das kaiſerliche Schreiben im libe⸗ 
ralen Sinne anzuwenden. Die vorgängige Genehmigung zur Zei⸗ 
tungsherausgabe ſoll fortfallen. Das Vereinsrecht fol für alle öfo: 
nomiſchen, geiſtigen und localen Intereſſen permanent fein. Wahl: 

verſammlungen find zwanzig Tage vor dem Wahltage geſtattet. 


1 (Wolff's T. B.) 
München, 30. Jan. Prinz Carl von Baiern hat in einer Zu⸗ 
ſchrift an den Reichsrath ſeinen Austritt aus dieſer Verſammlung an⸗ 
gezeigt; als Motiv dafür verweiſt der Prinz auf ſeine angegriffene Ge⸗ 
ſundheit, ſowie auf feinen Rücktritt von aller öffentlichen Thätigkeit. 

In der heutigen Sitzung beantragte der Kammerpräſident, nachdem 
Fürſt Hohenlohe die Verlobung des Königs notificirt hatte, dem Könige 
eine Gratulationsadreſſe durch eine Deputation überreichen zu laſſen, um 
den Gefühlen der Kammer über das freudige Ereigniß einen felerlichen 
Ausdruck zu geben. Der Antrag wird einſtimmig angenommen. 

Peſt, 30. Jan. In der heutigen Sitzung der Siebenundſechsziger⸗ 
Commiſſion wurden 17 weitere Paragraphen des Elaborats der Fünf: 
zehner Subcommiſſion mit einigen von Deak unterſtützten Amendements 
mehrerer Deputirten angenommen. Das von dem Deputirien Hollan 
geſtellte Amendement lautet: Alles, was auf die einheitliche Leitung, die 
Führung und die Organiſation des Geſammtheeres Bezug hat, wird 
als der Verfügung des Kaiſers angehörend anerkannt. 

Petersburg, 29. Jan. Der finniſche Landtag iſt am 26. d. M. 
zu Helſingfors im Namen des Kaiſers feierlich eröffnet worden. Die 
verleſene Thronrede erklärt, daß die Geſetzboorlage wegen der Einberu⸗ 
fungs⸗Ordnung des Landtags erfolgen werde und daß neue Steuern 
nicht auferlegt werden ſollen. Der Vorſchlag, betreffend die Erlaute⸗ 
rungen und Ergänzungen der Grundgeſetze Finnlands, ſowie die Finanz⸗ 
reformfrage ſind aufgeſchoben. 


Provinzial-Zeitung. 

Breslau, 31. Januar. [Polizeiliches.] Geſtohlen wurden: Uferſtraße 
20b 1 Reißzeug; das Etui war auswendig bon gepreßtem Leder mit Gold⸗ 
ſtreifen, inwendig von dunkelpiolettem Sammet; Kurzegaſſe Nr. 5 1 grau 
wattirte fen hne und ein Meſſer mit Meſſingſchaalen; Blücherplatz Nr. 3 a 
1 Kopfkiſſen ohne Züche, 1 Bettlaken, 1 altes buntes wollenes Halstuch, 

Hemde, 1 Kaffeemühle von Mahagoni: und Ahornholz. 1. Suppenkelle von 
am mit ſchwarz polirtem Holzgriff, 1 Plätteifen von Meſſing nebſt Bolzen, 

adlergaſſe Nr. 14 1 hellgrau geſtreiftes und 1 weiß und ſchwarz geſtreiftes 
Shawltuch, 1 weißleinenes Hemde und 1 Paar weiße Parchentunterhoien ; 
Kirchſtraße Nr. 5 das Waſſerabſallrohr von der Dachrinne des Hauſes; Ber⸗ 
linerſtraße Nr. 29 1 ſchwarzwollenes doppeltes Umſchlagetuch, 2 neue leinene 
Hemden und 2 Portemonnaies mit reſp. 3 5 und 1 Sgr. 6 Pf. Inhalt; 
Blüchergaſſe 3a 1 Meſſing⸗Leuchter, 1 Kopfkiſſen⸗Inlett, 1 zahme lebende 
Taube, I Eiſentopf, 1 completter Doppelhobel, 1 Flügelmutter von einem 
ftarfen eiſernen Seilffoben und 1 Anzahl r Frauen⸗ und Manns⸗ 
strümpfe; Bahnhofstraße Nr. 18 1 Holzlifte, gez. R. 7473, entbaltend 500 
Pack "/o Reibholzer in Strohpapier lang gepackt; Mühlgaſſe 
90 Thlr. baares Geld in verſchiedenen Münziorten (die eine Hälfte Di 
ſich in einem ledernen Beutel mit grüner Schnur, die andere in einem EINE 
en) A 5 von nun ha Ag te und 

„ enthalten tiedrichsd'or, mehrere polniſche! 

einige Dreipfennige, ferner 1 brauner Budslinüberzieber, 1 Paar blaue 


2 funden. 


a 


wollene und 1 Paar grünliche e 1 Paar kalblederne Halbſtieſeln 


und 1 Stock von Weinrebe mit weißem Wallroßgriff und Zwinge. 

Vermißt wird ſeit dem 29. Dezember v. 0 
Annaberger Kalkbrennerei⸗Verwaltung in Diieſchowitz, welcher am gedachten 
Tage Vormittags vor Abgang des Oberſchl. Eiſenbahnzuges in den Brief⸗ 
kaſten des Poſtwagens gelegt worden, bis jetzt aber an dem Orte feiner 
Beſtimmung nicht angekommen iſt. In dem qu. Briefe befand ſich ein nicht 
Sas Coupon eines ſchleſiſchen Pfandbrieſes über 20 Thale balbjährige 

inſen. 


2. Görlitz, 29. Jan. In meta eRLB NEUN — Feuerwehr⸗Uebung. 
= n Es ſcheint fait, als wenn die Candidatur des Landes⸗ 
älteſten Hen. v. Seydewitz für den dieſſeitigen Wahlkreis trotz der neulichen 
warmen Befürwortung der „Görl. Ztg.“ ganz und gar aufgegeben iſt, weil 
fi die conſervative Partei überzeugt hat daß er bier keine Ausſicht hat, und 
weil fie hofft, daß er im Rothenburger Kreiſe, wo ſehr eifrin durch die Orts⸗ 
richter für ihn gewirkt wird, eher gewählt werden dürfte. Die „Görl. Zig!“ 
theilt heute ihren Leſern mit, daß Hr. v. Seydewitz ſich für die Candidakur 
im Wahlkreiſe Hoyerswerda⸗Rothenburg entſchieden hat und macht 
darauf aufmerkſam, daß unter dieſen Umſtänden den Conſervativen nur die 
Wahl bleibe, für den Hrn. Oberbürgermeiſter Richtſteig zu ſtimmen, was 
ihnen, wie ſie hinzufügt, erleichtert werden würde, wenn derſelbe ſich öffentlich 
darüber wenigſtens ausſprechen wollte, welche Stellung er zur Regierung des 
Königs einzunehmen gedenke. Vielleicht giebt Oderbürgermeiſter Richtſteig 
dieſem Wunſche nach und beſeitigt damit die Scrupel, welche die Conſervati⸗ 
ven gegen die Wahl eines Altliberalen haben. Daß ſeine Candidatur über⸗ 
haupt bon conſerdativer Seite acceptirt wird, iſt der bandgreiflichſte Beweis 
für die Desorganiſation der Partei. — Heute Nachmittag fand an dem im 
Rohbau dollendeten Schultze ſchen Haufe am Poſtplatz, einem der größten Ge⸗ 
bäude von Görlitz, eine Uebung der Feuerwehr und der Rettungs⸗ 
Abtheilung des Turnvereins ſtalt. Nach dem neuen Plane für die 
Organiſation des Löſchweſens iſt dieſen Abtheilungen des Turnvereins eine 
Stellung innerhalb des Feuerlöſchweſens angewieſen, mit der ſie befriedigt 
find, Die Anſtellung eines Brandmeiſters wird wahrſcheinlich ſchon in nächſter 
Zeit erfolgen. — Die ſcheinbar ſo wenig günſtige Finanzlage der Stadt braucht 
keine ernſten Beſorgniſſe zu erregen. Die beſte Beruhigung gewährt der 
Einblick in einen vom borigen Oberbürgermeiſter Geh. Rath Sattig am Schluſſe 
feiner Wirkſamkeit abgeſtatteten Rechenſchaftsbericht über die Ergebniſſe der 
ſtädtiſchen Finanzverwaltung während feiner Amtsdauer von 18571866. 
Aus einer demſelben beigefügten vergleichenden Ueberſicht der Vermögenslage 
der Stadtcommune in den Jahren 1857 und 1865 ergiebt ji, daß die Activa 
der Stadtcommune von den Schulden Ende 1857 um 572,491 Thlr., dagegen 
Ende 1865 um 616,156 Thlr. überſchritten wurden, ua alſo allerdings 
eine Vermögens verringerung von 43,665 Thlr. ſtattgefunden hat. Dabei 


jedoch zu bemerken, daß die Activa 1865 nach dem Courswerthe angenommen 


ſind, alſo allein bei den Görlitz⸗Berliner Stammactien 42,900 Thlr. unter dem 
Nennwerthe. Deſer Vermögensverminderung ſteht die Vermehrung von 
83,495 Thlr. gegenüber, welche ſich daraus ergiebt, daß für 161,882 Thlr. 
nutzbare Grundſtücke erkauft und Realverpflichtungen abgelöft, dagegen nur 
für 78,387 Thlr. Grundſtücke verkauft und Ablöſungscapitalien erboben find, 
Im Ganzen hatte ſich alſo, obwohl die fundirte Schuld von 869,779 Thlr. auf 
077400 Thlr. geſtiegen war, das Vermögen um 39,830 Thlr. verbeſſert. 
Allein das Activvermögen hätte ſich nach dem Schuldentilgungsplane um 
172,600 Thlr. verbeſſern ſollen, die in dieſen Jahren planmäßig abdgezahlt 
ſind. Die fortſchreitende Entwicklung der Stadt hat jedoch eine große Menge 
von Capitalverwendungen in einer Geſammthoͤhe von 620,124 Thlr. unerläß⸗ 
lich gemacht. Ein großer Theil dieſer Ausgaben bat nutzbare Vermögens, 
Objecte geſchaffen oder iſt für Straßenanlagen (97,000 Thlr), Waſſerleitung, 
Straßenbeſprengung, Neubauten ꝛc. verwendet, und ſonach iſt das Vermögen 


J. ein Brief, adrefſirt an die 
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der Stadt zwar nicht durch eine ſtärkere Abzahlung von Schulden oder Um | 


häufung von Activcapitalien, als vielmehr durch die Vermehrung des Grund⸗ 
beſitzes und durch Schaffung von werthvollen und nutzbringenden Vermögens⸗ 
Objecten erheblich geſtiegen, ohne daß eine ſtärkere Anſpannung der Steuer⸗ 
kraft der Einwohner nöthig geworden wäre. „Die Ueberſicht“, ſchließt das 
Promemoria, „dürfte einerſeits denjenigen eine Beruhigung gewähren, welche 
vielfach die Beſorgniß haben laut werden laſſen, es werde mit den Ausgaben 
und Verwendungen weit über das Maß der Kräfte der Commune binaus⸗ 
gegangen; ſie dürfte andererſeits durch Darlegung deſſen, was auf dem mas 
teriellen Gebiete geſchaffen worden, den gleichfalls laut gewordenen Vorwurf 
entkräften, als ob die ſtädtiſche Verwaltung in der Herſtellung deſſen, was 
ur weiteren Entwicklung der Stadt nötbig ſei, nicht ſchnell genug vorgegangen 
12 Sie wird endlich auch Jedem, welcher die großen Mittel in Betracht zieht, 
welche ohne Steuer anſpannung zu außerordentlichen Zwecken haben vers 
wendet werden können, die beruhigende Ueberzeugung gewähren, daß die Vers 
mögenslage der Stadt, ungeachtet der an fie geitellten hohen Forderungen, 
eine günſtige iſt, und daß zwar außerordentliche vorübergehende Berbältnifie 
für die Verwaltung Schwierigkeiten herbeiführen können, eine ernſte Beſorgniß 
aber in keiner Weiſe gerechtfertigt iſt.“ 
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Vorträge und Vereine. 


Schleſiſche Geſellſchaft. Sitzung der naturhiſtoriſchen Section 
am 16. Januar 1857, 

Herr Prof. Dr. Roemer legte die vier in Farbendruck ausgeführten 
Sectionen Gleiwitz, Königshütte, Loslau und Pleß der geognoſtiſchen Karte 
von Oberſchleſien, welche im Auftrage des Handels⸗Miniſtertums unter Lei⸗ 
tung des Vortragenden in 12 Sectionen im Maßſtabe von Yınaroo bearbeitet 
wird, der Geſellſchaft vor. Dieſe vier Sectionen find die für techniſche Zwecke 
wichtigſten der ganzen Karte inſofern fie den Oberſchleſiſchen Bergdiſtrict d. i. 
die Gegend, in welcher ſich der Bergbau und die Hütten⸗Induſtrie Ober⸗ 
ſchleſiens vorzugsweiſe bewegt, vollſtändig begreift. Außerdem erſtrecken ſich 


dieſe vier Sectionen dann auch noch über anſehnliche Theile des angrenzenden 


öſterreichiſchen und ruſſiſch⸗polniſchen Gebietes. Von dem letzteren ſſt der 
ganze zwiſchen der preußiſchen Grenze an der Przemſa und dem großen pol⸗ 
niſchen Jura⸗Zuge liegende Landſtrich aufgenommen worden. Derſelbe ers 


ſcheint hier zum erſten Male in einem geognoſtiſchen Bilde in größerem Maß: 


ſtabe. Erſt jetzt läßt ſich auch die Verbreitung des großen oberſchleſiſch⸗ 
polniſchen Steinkohlenbeckens und der Zuſammenbang der Partien deſſelben 
auf polniſchem Gebiete mit denjenigen in Oberſchleſten bollitändig überſeben. 
Die Special⸗Aufnahmen für dieſe vier Sectionen der Karte ſind vorzugsweiſe 
durch Herrn Bernafichor O. Degenhardt ausgeführt worden. Außerdem find 
auch die Herren Dr. H. Eck, Bergreferendar Dondorff und Bergreferendar 
Demi bei denſelben thätig geweſen. Die Ausgabe der vier Sectionen im 
uchhandel wird im Laufe der nächſten Wochen erfolgen. 


Derſelbe Vortragende erläuterte eine Reihe von diluvialen Säugethierreſten, 
3 fer 


welche vor einigen Jahren bei Proſchowitz unterhalb Ratibor an dem 

der Oder gefunden und durch Herrn Profeſſor Dr. Kuh, Rinergutebeſ en 5 
Woinowitz, als ein ſehr werthvolles und dankbar anzuerkennendes Geſchen 
dem bieſigen mineralogiſchen Muſeum der königlichen Univerfität unlängft 
übergeben worden ſind. Dieſelben gehören der Mehrzahl nach ee 
Mammuth (Elephas primigenius) an. Außer ſehr großen und —.— en 
Backenzähnen befindet ſich darunter ein 2% Fuß langer ganz 9255 ger 
Schenkelknochen (femur) und ein etwas defectes Schulterblatt 61 8 5 free 
beſonderem Interefle iſt noch die rechte Untertieferbälfte auc dels tie Bois 
irgend einen Unfall vorzeitig getöteten Individuum, tler Untertieferbälfte in 
ftörung der inneren Kieferfläche ift der Backenzahn pi ein zeichnen ſich viele 
Dur — ＋ ie 2 rn — 4 9 — feſte Erhaltung von den 

eſte des Mammuth von Proſcho u | Ä : 
meiſten an anderen ſchleſiſchen Fundorten beobachteten, die gewöhnlich ſeht 


zum Berfallen geneigt find, bortbeilbaft Sitibeitangen über Landplanarien fort 


err Prof. Dr, Grube ſetzte feine Mil i 
Her, bin, wie biefe Orunpe der, brio in Pc ee 
ihren Aufenthalt auf dem en 1 lebhaft an vie Landei el 
dern don =. De Versen betrifft, fo ſteigen einige tropiſche, 
nie die Landblnte el, zu einer anfebnlihen Habe hinauf („B. Polyelados 
irn Schmrards big genen 90 uß über dem Meere) und die horis 

le Verbreitung zeigt zune daß die Landplanarien daſſelbe Gebiet ein⸗ 
zonta ei — wir bie Landblniegel antreffen, Chili, die Philippinen, Ostindien, 
2 — Auſtralien, doch wird auch China und Japan von Lanpplanarien 

epion un den Fiſcherinſeln legte der Vortragende ein paar Arten vor. 
rt, wie Fe. Müller nachgewieſen, eine Menge derſelben und 

Base Tblere geben auch weit nach Norden über die Tropen hinaus, indem 
0 einzelne Species in Nordamerika (e. 40°) und ſelbſt in Europa (bier 
ne Dom 51. bis 56. Grade n. B.) beobachtet find. An. weſtlichen Aften 
pi in Afrika hat man bisher weder Landblutegel noch Santplanarien ge⸗ 
— 3 aber 1 52 bei Weitem größere und 
j 0 edrängt eſeden b t; die Ai ae N 5 
Gattı 10 x 5 30 15 at; die Arten unterſcheiden fi meiſt durch die 
rer 95 been uſter hauptſächlich in dunkleren oder helleren Längsſtreifen 
eſtebt. Die beiden Arten von den Fiſcherinſeln (Samoa), die Herr Godeffroy 


erhalten, gehören, da fie nur 2 Augen und nahe dem Borderrande beſizen, 


binde, der grauliche Rand mit einer Reihe ſchwarzer 


air Gattung Rbynchodesmus 7 und ſcheinen noch nicht beſchrieben. 
h. bistriatus zeigt jetzt auf blaßfleiſchfarbenem Grunde 2 braune Längs⸗ 

eifen nahe dem Rande, ein allmälig verſchmälertes und vorn abgeſtutztes 

order⸗ und ein ſchneller zugeſpitztes Hinterende, dabei eine geſtreckte Form 
(12—22 mm, Länge bei 2 mm, oder etwas mehr Breite) und Rh. qua- 
dristriatus, von dem leider nur die Vorderhälfte erhalten iſt, 4 dunkel⸗ 
braune Längsſtreifen, deren mittlere näher an einanderſtehen, auf ochergelbem 


runde. 
Von derſelben Inſel Samoa 12 Bet Grube noch mehrere Seeplanarien 
vor, deren prächtige Färbung im Leben kaum viel lebhafter geweſen ſein mag 
und die alle 2 Genitalöffnungen beſitzen: Thysanozoon verrueosum 
Gr. gelbbraun, 11 mm. lang, dadurch an Th. australe erinnernd, daß der 
Rücken ſtatt mit weichen verlängerten Pupillen mit viel ſtärkeren, mehr warzen⸗ 
foͤrmigen, dickconiſchen oder platteren Erhabenheiten von braunſchwarzer Farbe 
mit ochergelber Spitze beſetzt iſt, die aber weder wie dort in einer gewiſſen 
Ordnung ſtehen, noch Tuberkelchen tragen. Die Stirnfalten zeigen auf ihrer 
gift ſchwarze Querſtreiſchen. Eurylepta fulvolimbata Gr. von ähn⸗ 
icher Farbe und Größe, mit einem orangegelben, innen e 
Bande eingefaßt, ſcheint nur ein Paar Aeugelchen zu beſitzen, welche hinter 
den Stirnfalten in einer kleinen ſchwarzen ſpitzwinkligen Si ur ſtehen, wo⸗ 
gegen E. pantherina gr, keine mehr erkennen läßt. Dieſe ſchöne Art breit 
obal, 20 mm lang iſt noch bunter gefärbt, indem der Rücken auf dunklem 
ſandgelbem Grunde mitten mit ſchwarzen, an den Seiten mit orangerothen 
rundlichen Fleckchen überſät, die Mitte felbſt mit einer orangerothen Längs⸗ 
ecken geziert iſt. Von 
den runden Fleckchen erheben ſich einige wie niedrige Pupillen, wodurch eine 
Annäherung an Tbysanozoon entſteht. Ein Stylochus endlich, blos mit einem 
Häufchen ſpärlicher Aeugelchen an den Fühlern, iſt mit St. oligochlaenus, 


den Schmarda von Ceylon mitgebracht, am nächſten verwandt oder identiſch, 


zeigt aber weder die nach Schmarda's Angaben durchſcheinende Darmver⸗ 
äſtelung noch den fein welligen Rand, dagegen iſt die Randkante ſelbſt ent⸗ 
ſchieden bräunlich gefärbt. Die Länge beträgt nur 10,5 mm., Schmarda giebt 
32 mm. an. Grube. Roemer. 


© Breslau, 26. Jan. [Verein ohne Tendenz.] Es wurde ein Vor⸗ 
trag über „die Nahrungsſtoffe des Menſchen“ gehalten. Nachdem der Redner 
bei Beginn ſeines Vortrages hervorgehoben hatte, daß die Frage über die 
richtige Wahl der Lebensmittel — den Menſchen nicht nur in krankhaftem 
Zuſtande von der höchſten Wichtigkeit ſei, ſondern ſich auch der Geſunde dar⸗ 
über völlig im Klaren ſein müſſe, wies er im Laufe ſeines Vortrages nach, 


5 daß die gewöhnlichen Lebensmittel des Menſchen die für den Organismus 


kleinerung und Einſpeichelung der Speiſen legte. 


Art als vorher ſeien. — 


. 
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Sitzung mit Vorleſung der ver 


Einzelne Männer zahlen wie bisher jährlich mindeſtens 1 Thlr., 


nothwendigen Nährſtoffe enthalten. Redner entwarf dann — um ſein 
Thema beſſer anſchaulich zu machen, ein Bild von den Umwandlungen, die 
die Speiſen im Organismus des Menſchen durchzumachen haben. Er ging 
dabei von der Mundhöhle aus, deren Beſtimmung er hauptſächlich in die 15 
Der Speichel bewirkt außer⸗ 
dem eine Löſung des Stärkemehles durch Mean in Zucker. Im Mas 
gen werden dann die eiweißartigen Subſtanzen der Speiſen geköſt. Stärke⸗ 
wehl wird auch hier in Zucker umgewandelt und dieſe beiden Nährſtoffe dem 
Organismus möglichſt einverleibt. Redner beſprach nun — 4 daran, 
daß die Verdaulichkeit der Speiſen von der verſchiedenen Länge ihres Aufent⸗ 
N im Magen abhänge, die gewöhnlichſten Nahrungsmittel des Menſchen. 

zeigte dann, daß die Veränderungen im Darme nicht weſentlich anderer 
. — Indem nun der Vortragende auf die eigentlichen 
Nahrungsſtoffe überging, beſprach er zuerſt die organiſchen und ſtellte unter ihnen 
obenan die eiweißartigen Subſtanzen. Die Wichtigkeit dieſer Stoffe geht ſchon 
daraus hervor, daß kein thieriſcher Organismus einen Mangel derſelben längere Zeit 
ertragen kann. Wichtige Beſtandtheile mannigfacher Gewebe des Organismus 
reconſtituiren ſich aus dieſen Stoffen, ſo vor Allem die Hauptbeſtandtheile 
des Blutes und der Muskeln. Auch zur Bildung von Fett und Zucker wird 
ein Theil dieſer Stoffe verwandt. Nächſt dieſen ſtellt Redner als wichtigſte 
Nahrungsſtoffe die Fette hin. Alle höher organiſirten Thiere können dieſe 
ebenſo wenig entbehren als die vorige Klaſſe. Die Anſicht, die Fette ſeien 
nur als Brennmaterial des Organismus anzuſehen, wird als einſeitig nach⸗ 
gewieſen, da an der Märmebildung alle anderen im Organismus vor ſich gehen⸗ 
den chemiſchen Zerſetzungen participiren. Vielmehr nehmen die Fette auch an 
der Bildung der Gewebe im Organismus Theil. Außer dieſen gehören noch 
zu den organiſchen Nahrungsſtoffen die Stärkemehl⸗Stoffe und Zucker. Von 
den organiſchen Stoffen, die in den gewöhnlichen Nahrungsmitteln noch vor⸗ 
kommen, werden noch das Waſſer, eine Anzahl Salze erwähnt, die jedoch für 
die Ernährung des Organismus lange nicht ſo wichtig ſind, als die organi⸗ 
ſchen Nahrungsſtoffe. Sum Schluß weiſt Redner noch nach, daß Erfahrung 
und Verſtand den Menſchen gewöhnlich auf die richtige Wahl der Lebens⸗ 
mittel binweiſt und warnt den geſunden Menſchen nur dor dem Genuß un⸗ 
mäßiger Quantitäten von Speiſen. — An den lehrreichen Vortrag ſchloß ſich 
eine intereſſante Discuſſion, dann die Beantwortung von Fragen, die meiſt 
auf den Vortrag Bezug hatten. 


t Breslau, 29. Jan. [Handwerker⸗Verein.] Da der auf dem 
Programm angekündigte Vortrag des Herrn stud. phil. van der Velde 
wegen Krankheit deſſelben nicht ſtattfinden konnte, hielt das Vereinsmitglied 
Hr. A. Weiß einen Vortrag über politiſche Poeſie. Nachdem Herr 
Koehn hieran noch einige Worte angeknüpft, ein Mitglied über Stenographie, 

r. A. Weiß über den Grundgedanken in Göthe's Fauſt, Hr. Finſter über 
inzahlungen und 8 in Sterbekaſſen geſprochen, wurde die 
chiedenen Commiſſionen geſchloſſen. 


. Breslau, 29. Jan. [Frauenbildungs⸗Verein.] Be Dr. Eberty 
eröffnete die geſtern Abend ſtattgefundene ub erbte Frans ung mit der 
Trauerbotſchaft, daß das um den Verein jo verdiente Fräulein Jurock in 
dieſen Tagen nach kurzer Krankheit gefiorben ſei. Das erſte Vereinsjahr habe 
auch in dieſem Vereine den alten Satz bewieſen: „Aller Anfang iſt ſchwer“, 
doch laſſe dieſer auf ein fröhliches Gedeihen hoffen, wie die Erfolge der Fort⸗ 
bildungsſchule des Vereins beweiſen, die mit 24 Theilnehmerinnen begon⸗ 
nen, nunmehr 56 zähle, die die Unterrichtscurſe im Rechnen, Schön⸗ und 
Rechtſchreiben, Geographie und Buchführung beſuchen. Vorträge ſeien im 
erſten Jahre 12 gehalten worden. Die Mitgliederzahl 95 der von einem 
Vorſtandsmitgliede entworfenen Bufommenftellung nach im vorigen Jahre 
335 betragen, von denen 230 bleibende Mitglieder geweſen ſeien; die dies⸗ 
jährige Ale weiſe 187 neue nach. Dem Raffenberichte nach find 160 Thlr. 
Einnahmen, 75 Thlr. Ausgaben geweſen, alſo ein Beſtand von 84 Thlrn. 
18 Sgr. verblieben, von denen 80 Thlr. im Vorſchußverein zinsbar angelegt 
22 Was die weiteren Beſtrebungen des Vorſtandes betreffe, ſo ſei ein 

achweiſungs⸗ und Anmeldungsbüreau für weibliche Arbeit noch nicht zu 
Stande gekommen, doch im Einzelnen Manches geſchehen, z. B. für Beſchäfti⸗ 

ng der 7 mit Anfertigung von Lazarethbedürfniſſen in der arbeits⸗ 
—— Zeit. Ebenſo babe der Vorſtand den Mädchen Gelegenheit verſchafft, 
der Nähmaſchinen praktiſch kennen zu lernen 
eilt, ſogar Preiſe für fleißige Näherinnen an 
4 Bewerberinnen gefunden. Für 
ſtern ein Curſus eröffnet 


die Benutzung und Anwendun 
und habe, wie früher mitgeth 
Nahmaſchinen ausgeſetzt und haben ſich 
Ausbildung von Kindergärtnerinnen ſoll zu 


werden. Auch für die Zukunft des Vereins iſt günſtige Ausſicht dadurch er⸗ bat 


öffnet, daß an den Magiſtrat ein Geſuch um Unterſtützung des Vereins ſeitens 
der Communalbehörden zu ha eines zweiten Lehrers in der Fortbildungs⸗ 
ſchule gerichtet, boſſentlich von Erfolg ſein wird. Die Statuten haben in ein⸗ 
zelnen Punkten eine Aenderung wünſchenswerth gemacht und ſind der Re⸗ 
viſton durch eine Commiſſion unterworfen worden, die nun, durch Hrn. R. 


Simſon vertreten, den Anweſenden ihre Vorſchläge machte, aus denen wir 


2 hervorheben. Zu 8 1 ſchlug fie vor, unter die Mittel, deren ſich der 
erein zur ehe] der Mitglieder bedienen will, auch geſellige Ver⸗ 
ſammlungen mit Muſik, Declamation und Fragebeantwortung aufzunehmen. 
Dieſer Antrag erhielt jedoch nicht die Majorität. Sinfuchklich der Beiträge wurde 
angenommen, daß 2 Mitglieder einer Familie 2 Jahreskarten für 1 een. 
e 2 Sgr. 

r jeden Beſuch der Vorträge. Die Zahl der zum Vorſtand N Ber: 
ſonen wurde bon 9 auf 7 (5 Frauen, 2 Männer), die des Ausſchuſſes auf 
6 (9 Frauen, 7 Männer) reducirt, fo daß jetzt die Leitung des Vereins 
14 A und 9 Männern übertragen iſt. In Zukunft ſoll nur eine ordent⸗ 
liche Generalverſammlung im Januar es ahres gehalten, außerordentliche 
vom Vorſtande und Ausſchuß nach Bedürſniß beſchloſſen werden. Hierauf 
wurden bebufs der Neuwahl die Namen der bisherigen Vorſtands und Aus: 
ſchußmitglieder, reſp. neue Vorſchläge verleſen, die Liſte wird gedruckt und 


den Mitgliedern, ſowie die Zeit, bis zu welcher die Wahlzettel verſchloſſen 


eingeliefert werden, in nächſter Sitzung, Montag, den 4. Februar, mitgetheilt 


werden, wo auch Frau Oberlehrer Scholz Vortrag über Geiz und Spar⸗ 


famteit halten wird. 


» Renmarkt, 23. Jan. [In der heutigen Sitzung des landwirth⸗ 
e Vereins] wurde auf Antrag des Vorſitzenden, des Herrn 
rafen Pinto auf Metitau, beſchloſſen, auf Koſten des Vereins in vier Schu⸗ 
len des Kreiſes Schüttöfen aufſtellen zu laſſen und zwar je einen in Neu⸗ 
markt, in Koſtenblut, in Maltſch und in Fürſtenau, wo der Neubau einer 
Schule die Anlage empfiehlt. Bei Begründung des Antrages wurde darauf 
hingewieſen, daß die Schüttöfen, welche mit Braunkohlen, denen man Staub 
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von Steinkohlen zumiſchen kann, um die Heizkraft 7 vermehren, alſo mit 
Brennmaterial, das keine Schlacke macht, ſondern nach der Ausnutzung in den 
Aſchenkaſten durchfällt, geheizt werden, den großen Vortheil bieten, bei Be⸗ 
ginn des Winters angezündet zu werden und nun ununterbrochen bis zum 
Ausgange deſſelben zu brennen. Es wird nur täglich einmal neue Kohle ein⸗ 
ne und bie Asche aus dem Aſchekaſten entfernt. Die Braunkohlen von 

aarau haben ſich nach 2jährigen Verſuchen in Mettkau als ganz brauchbar für 
Schüttöfen bewährt. Der Brennmaterialbedarf für einen Dorfſchulofen wird ſich 
pr. Jahr auf ungefähr 3 Thlr. bei dem jetzigen Preiſe der Braunkohlen in 
Saarau ſtellen. Die Koſten des Holens von dort find aber nicht in Anſatz ges 
bracht. „Hier biete ſich alſo Ausſicht eine für Dominien und Gemeinden 
wünſchenswerth gewordene Erſparung bei 21 J. der Schullocale zu er⸗ 
127 „Noch wichtiger ſei aber, daß durch Schüttöfen mit ihrer unausge⸗ 
etzten Erwärmung des Locals, welche man durch ein einfaches Bewegen des 
Roſtes nach Bedürfniß ſchnell ſteigern könne, viel beſſer für die Geſundheit 
der Kinder Sorge getragen werde.“ Hr. Geh. 1 Kulmiz, 
Ehrenmitglied des Vereins, hatte auch dieſe Gelegenheit wieder benutzt, der 
guten Sache ſeine Unt üsung zu gewähren, und dem Vorſtande des Ver: 
eins hundert Tonnen Braunkohlen nebſt 9 Tonnen Staub von Steinkohlen 
unentgeltlich zur Verfügung geſtellt. — Die Aufſtellung der Oefen ſolle Ge: 
legenheit bieten, die Brauchbarkeit und den Nutzen derſelben aus eigener An⸗ 
ſchauung kennen zu lernen. Mit der Ausführung ſoll im Laufe des Som: 
mers vorgegangen und der Maurer⸗Polier, welcher die Aufſtellung in Mett⸗ 
kau bewirkt hat, bei welcher die anfänglich vorhandenen Uebelſtände vollſtän⸗ 
dig beſeitigt ſind, dabei verwendet werden. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft⸗ Minds 

in Pariſer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. tärke. 

Breslau, 30. Jan. 10 U. Ab.] 331,35 | 4,4 


S. 2. Heiter. 

31. Jan. 6 U. Mrg.] 328,76 [44,2 SW. 1. ] Bedeckt, Regen. 

Breslau, 31. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 4 3. U.⸗P. 2 F. 3 3. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 30. Januar, Nachm. 3 Uhr 30 Min. Bei einem Angebot der 
meiſten Werthpapiere war die Haltung der Börſe eine matte. Die 3% wich 
von 69, 20 ſchließlich bis 69, 05. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90% 
gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3% Rente 69, 05. Italieniſche 5proc. Rente 
54, 65. Zproc. Spanier —. Iproc. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Actien 393, 75. Credit⸗Mobilier⸗Actien 503, 75. Lomb. Eiſenbahn⸗Actien 
392, 50. Oeſterr. Anl. de 1865 313, 75. proc. Ver. St. pr. 1882 (unge: 
a 82%. 

ondon, 30. Jan., Nachm. 4 Uhr, Schluß⸗Courſe. Conſols 90%. 
1% Spanier 31. Sardinier 72. Italien. 5 Rente 54%. Lombarden 15. 
Mexicaner 17%, 5% Ruſſen 88%. Neue Ruſſen 88%. Silber 60%. Türkiſche 
Anleihe 1865 —. 6% Ver. St.⸗Anleihe pr. 1882 75. 

London, 30. an Morgens. Aus Newyork vom 29, d. Mts. wird 
gemeldet: Die Zufuhren an Baumwolle aus dem Innern nach den Unions⸗ 
häfen betrugen ſeit der letzten Meldung 66,000 Ballen, wovon 43,000 Ballen 


exportirt wurden. 

Frankfurt a. M., 30. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Recht feſt 
und lebhaft. Nach Schluß der Börſe Creditactien 150%, 1860er Looſe 66 Gd. 
Schluß⸗Courſe. Preußiſche Kaſſenſcheine 105%, Berliner Wechſel 105%. 
Hamburger Wechſel 88%. Londoner Wechſel 118. Pariſer Weckſel 94%. 
Wiener Wechsel 89%. Fiunländiſche Anleihe 82%. Neue 4% Finnländiſche 
Pfandbriefe 82%. 6 Verein, Staaten⸗Anleihe pro 1882 77. Oeſterreich. 
Bankantbeile 651. Oeſterreich. Credit⸗Actien 150. Darmſt. Bankactien 206. 
Darmſtädter Zettelbank —. Meininger Credit⸗Actien 93. Oeſterreich.⸗Franz.⸗ 
Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. Defterr. Eliſaberbahn —. Böhmiſche Weſtbahn — 
Rhein⸗Nahebahn —. Ludwigsbafen⸗Bexbach 156. Heſſiſche Ludwigsbahn 131. 
5% öſterr. Anleihe von 1859 59½. 1854er Looſe 57. 1860er Looſe 66%. 
1864er Looſe 74. Badiſche Looſe 53%. Kurheſſ. Loofe 54. Baierſche Prä⸗ 
mienanleihe 102%. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 51%, 5% Metalliques 43%, 44% 
Metalliques 38%, 

Frankfurt a. M., 30. Januar. Abend ien Steigende Tendenz. 
Credit⸗Actien 151%—152%, 1860er Looſe 66 ½½1, 1864er Looſe 74%, Na: 
tional⸗Anleihe 52%, 4% Metalliques 39, Amerikaner 76%, matt. 

Wien, 30. Jan. [Abend⸗Börſe.] Günſtige Stimmung. Credit⸗Actien 
168, 40. Nordbahn 163, 50. 1860er Looſe 86, 90. 1864er Looſe 82, 40. 
Oeſterr.⸗Franz. Staatsb. 206, 30. Czernowitzer 185, —. Galizier —, —. 
Napoleonsd'or 10, 44. 5 

Hamburg, 30. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Fonds ſtille, Valuten ge⸗ 
fragter. — Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 52%. eſterreich. Credit⸗ 
Actien 62%. Oeſterr. 1860er Looſe 64%. Mexicaner —. Vereinsbank 109 %. 
Norddeutſche Bank 118%, Rheiniſche 113%, Nordbahn 80. Altona⸗Kieler 
131 60 . Finnländiſche Anleihe 81 4. 1864er Ruſſiſche Prämien⸗Anl. 86. 
1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 84%. proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 70, 
Disconto 24% pCt. 

Hamburg, 30. 


el unveränd Kaffee 
und Zink ohne Umſatz. — Trübe 


Antwerpen, 30. Jan. Petroleum, raff. Type, weiß, ſtill, 49 Fres. 


per 100 Ko. 

Liverpool, 30. Januar, Mittags. Baumwolle: 8000 Ballen Umſatz. 
Ruhig aber feſt. Middling Amerikaniſche 14%, middling Orleans 15%, 
fair Odollerah 12%, good middling fair Dhollerah 12, middling Dhollerah 
11%, Bengal 8%, good fair Bengal 9%, Oomra 12%. 

Paris, 30. Januar, Nachmittag 3% Uhr. Rübol pr. Januar 100, 25, pr. 
e 100, 75. Mai⸗Auguſt 101, 00. Mehl pr. Januar 75, 75, pr. März: 

pril 77, 25. Spiritus pr. Januar 63, 50. 

London, 30, Jan. Getreidemarkt (Schlußbericht). Wenig Geſchäft. 
Engliſcher Weizen vom Montage noch nicht verkauft, fremder Weizen ge⸗ 
ee Frühjahrsgetreide zu unveränderten Preiſen verkauft. — Regen⸗ 
wetter. 

Amſterdam, 30. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
und Roggen behauptet, nur Roggen auf Termine 2 Fl. niedriger. Raps 
pr. April —, pr. October 70. Rüböl pr. Mai 38, pr. October⸗Dez. 39%. 


geriet hat und in welchem ſich 


Fr 
Verbindung mit Neiſſe bereit erklärt. Das C 


an die Preußiſch⸗Schleſiſchen Bahnen nur dann erwartet werden könne, wenn 
für die Mähriſchen Landesbahnen eine eigene Geſellſchaft gebildet wird, durch 
welche auch die den Verkehrs⸗Intereſſen jo nothwendige Concurrenz geſchaffen 
würde. Von den Mitteln indeß, über die das Comite verfügt und die das 
Zuſtandekommen der Bahnen in gleichem Maaße ſichern würden, wie dies bei 
dem Geſuche der Nordbahn der Fall iſt, iſt vorläufig noch nicht viel zu hören. 
Inzwiſchen ſind die Verhandlungen der Nordbahn⸗Direction mit dem Handels⸗ 
miniſterium in Betreff der Linie Brünn⸗Olmütz Sternberg im vollen Gange 
und das Centralblatt meldet heute, daß dieſe Verhandlungen viele Ausſicht 
auf einen günſtigen Erfolg haben. 


Breslau, 31. Januar. 
wir aus zuverläffiger Quelle erfahren, hat ſich der Verwaltungsrath der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahn in feiner letzten Sitzung mit der Frage beſchäaf⸗ 
tigt, den Bau einer Bahn von Coſel über Neiſſe nach Glatz, und 
von Breslau über Guben nach Berlin zu übernehmen. 


Berlin, 30. Jan. Die Börſe war heute nicht in dem Maße, wie ſonſt, 
am Vorabend des Ultimo ausſchließſich mit den Regulirungen beſchäftigt. 
Die Engagements des ablaufenden Monats waren nicht umfaſſend genug, 
um die Kräfte ganz für ſich in Anſpruch zu nehmen. Außerdem hat der 
Monatsſchluß einen Wandel der Conjunctur gebracht, der zu neuen Opera⸗ 
tionen ermuthigt. Es fand deshalb heute ſelbſtſtändiges Geſchäft in einer 


[Neues Eiſenbahn⸗Project.] Wie 9 


Anzahl von Actien und Speculationspapieren in umfaſſenderem Maß 
als ſonſt neben der 1 Raum zu finden pflegt. Namentlich 
Bergiſch⸗Märkiſchen, Oberſchleſiſchen und Köln⸗Mindenern ein bel 
Umſab, auch in Rhein⸗Nahe. Auch Nordbahn hatte Umſatz und einen 
Cours, desgleichen Löbau⸗Zitt. Der Coursſtand erhielt ſich b 

feſt, für die genannten und anderen Actien höher. In einer nicht i 

ünſtigen Bewegung verkehrten badiſche Anleihe, die mit einer 2 

eſſerung in Poſten aus dem Markt gingen; und ebenſo baieriſche Prämien’ 
Anleihe. Für bſterreichiſche Effecten hatte ſich die Feſtigkeit der vor⸗ 
geftrigen Börfe allg wiedergefunden, desgleichen für Ital. Rente. Weniger 

elebt waren Ruſſ. Anleihen, doch iſt auch ihr Coursſtand durchweg feſter und 

namentlich die 64er Prämien⸗Anleihe begehrt. Amerikaner waren nur 

etwas gedrücktem Courſe beliebt, nachdem die neueſte Coursdepeſche der 

wartung eines weiteren Rückganges des Agios nicht entſprochen hat. 

Aale 14 er 5% Anleihe 4 herabgeſetzt, Staatsſchuldſcheine und 
nleihe gefragt. 

} Siqulbationseourfe: Ital. 54%, Cred. 64%, Looſe 66, Galiz. 84, 
Weſtb. 60, ag 105%, Lomb. 104%, Ruſſ. Präm.⸗Anleihe 91% und 90, 
Nordbahn 81, Baiern 102, Ruſſ. Noten 82%, kurz Wien 77, Amerikaner 
77%. — Oberſchl., Köln⸗Mind., Rheiniſche, Bergiſche, Potsdamer, Anhalter 
werden nach dem Mittelcourſe vom 1. Febr. regulirt. 

Die Prolongations⸗ Bedingungen waren den geſtern hier angeführten 
überall conform. 
Prämie für Amerikaner 78—1 pr. Februar, 78—1 . 85 m 5 
. u. 93. 


euß. 
räm.r 


Breslauer Börſe vom 31. 22074 Schluß⸗Co urſe 1 Uhr 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 82½— / bez. u. Gd. Oeſterr. Bank⸗ 
noten 72% —.½ bez. Schleſ. Rentenbriefe 92 ½— , bez. Schleſiſche Pfand 


briefe 87% bez. Oeſterr. National⸗Anleihe 53% Gd. Freiburger 140% 
Gd. Neiſſe⸗Brieger 102 Gd. Oberſchleſ. Litt. K. und C. 179 K bez. Wil⸗ 
helmsbahn 54%—55 bez. u. Gd. Oppeln⸗Tarnowitzer 79% bez. und Gd. 
Oeſterr. Creditbank⸗Actien 68 Gd. Schleſ. Bank⸗Verein 114 Gd. 1860er 
Looſe 66 4 Gd. Amerikaner 77, — 7 bez. u. Br. Warſchau⸗Wiener 61% 
bis %, bez. Minerva 38% bez. u. Br. 
Breslau, 31. Januar. eife der Cerealien. 
Feſtſetzungen der 3 Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
n mittel ordin. fei 


— en nn 


fein in mittel ordin. 
Weizen, weißer. 95— 97 93 85-89 Gerſte 59—60 58 53—56 
do. gelber 93—95 91 85—87 Hafer 33—34 32 30—31 
Roggen 71 70 68—69 8 66—70 63 55—57 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 

der Marktpreiſe von Raps und Rübſen. 
Raps 202 192 180 
Wi = 7 
en 108 154 144 ( vr. 150 Mb. Brutto in Sr. 
otter 156 146 


136 
Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort, bei 80% Tralles 
16% Br., 16% Gd. 


Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. 17000 Ctr. Roggen. — Ctr. Ha er, 
— Etr. Rapskuchen. 300 Cr. Rüböl. — Ctr. Leinöl. 35,000 Ort. Spiritus. 


Berliner Börse vom 30. Januar 1867. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn Stamm-Aotien. 


1 
Freiw. Staats-Anl. ..1419:09%, bz. 1 1864. - i 
Staats-Anl. von 1880 8 100% bz er e 1 
dito 1850. 524 90 b. Aachen-Mastrich — — (4 1344, bz. ' 
dito 185314 90 6.7 Amsterd.-Rottd. 1% 1 4 103% be. * 
dito 1854 4½ 99 % ba. Berg.-Märkische Do 4 [1öl.bz ' 
dito 1855/41 99 5 bz. ads Anhalt... 11% 13 4 214 G. 
dito 185604½ 99 % ba. erlin-Görlitz.. .| — — (4 169 be. N 
dito 1857 4½09 % ba. dito St- Prior.“ — — 6 [9914 bz. 
dito 1859 44505 bz. Baerlin-Hamburg.|10 10; 4 167 B. 
dito 1864411 99% ba. Berl.-Potsd.-Mgd.|16 1 4 |211%, bs. ’ 
Staats-Schuldscheine 31%, 81% br. Berlin-Stettin. ..} 78, 8 4 |134% da. N 
Präm.-Anl. von 1885,31 127% bz Böhm.-Westb. . 5, — 15 60 bz. 
Berliner Stadt-Oblig./41 994, bz Breslau-Freib. . 8% 9 4 140 % ba. 1 
„Kur- u. Neumärk. 379% ba Cöln-Minden. 415% 17% |4 14315 ba. 
(Pommersche. 3½79 bz, Cosel-Oderberg.| 34 | 21, 4 54% ba. ] 
S JPosensche. ,...» 4 ——— dito St.-Prior. — — 14½78 % bz. 
ae „ dito dito — — 5 82 b. 8 
3% dito neue. . 4 88% bz. Galiz.Ludwigsb. | 9 F b [344 etw, ba 
(Schlesische 3½87½ G. Ludwigsh.Bexb. | 91, | 10 4 148½% 8. 1 
3 (Kur- u. Neumärk. 4 0½ G. Magd.-Halberst. 25 15 4 191% B. RR 
(Pommersche. . 4 |92'bz, Magd. Leipzig. it 20 4 467 . 5 
I Posensche 4 90 bz. Mainz-Ludwigsh.| 7½ 8 4 128% br. > 
2 Preussische. . 4 |Bl ba. Mecklenburger. .| 31 3 4 78½ 8. 
) Westph. u. Rhein. 4 6 G. Neisse-Brieger. | 4½ 80% 4 11021, G. 
(Sede ene. 1934, 0. Niedrschl, Märk.| 4, | — 4 f 6. 
Schlesische 4 [92% ba. Niedrschl. Zweb.l 39 . f [9152 ba. 
Louisd’or 110% bz. Oes:.Bk. 76% bz. Oderschl. A ho 112% ½ 46 2 
} | >! K 3 179 bz. 
Goldkr. 9.7% br... Poln Bkn, en e Hin b | 
dito O. 10 314/179 bz | 


Ausländische Fonds. 


Oesterr. Metalligues.)5 46 bz, u. G. ee SB. 5 1 5 100 7 
dito Nat.-Anl...|6 [53% bz. estr. südl.St,-B.| 8 Ta 15 
dito _Lot.-A.v.604 |66 bz. Oppeln-Tarnow.| 314 | 314 |5 16 bz. 
dito dito 64— 414, ba. u. G. Rheinische. ....| 11% 4 114%, b. 
dito baer br. A l 884% ba. e “re 
dito  Eisenb.-L. — 7% ba. en 
Ital. neue b proc. Anl. lo 544 bz. a r a | Ma 1 1 3 5 
Russ, Engl. Anl. 1802% |85%, ba. Warschau Win Tu 8 Is lern ns 
dito Holl, Anl, 186416 [87% G. arschau-Wien.! 71½ l 81 61½ bs. 
dito Poln. Sch.-Obl. 87 B. 
N BER Bank- und Industrie-Paplere. 
dito à 300 Fl. Js 00 etw. b.u. G Berl. Kassen-V. I 71 8¹ 
Kurhess.40 Thlr. Obi. — [83% bz. ee 
Baden. 35 El. Loosel— 30 bs. Bremer Bank.. 78½0 | 6½ 4 11 G. 
Amerikan. St.-Anl. . 6 177% bz. Danziger Bank. au 73,0 4 10% 8. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien, |Darmat, Zetteib.| 8 | Ta . 196 G. 
Berg.-Märkische . . .j4113)97% B. Dee a 100% 8: 
dito 1 % &. e n 
dito vll — — za > = 2 etw. b 
E 17 amb. Nordd. B. [a 18½% B. 
dle dee Dr e ee e e 110 Sr: m 
Ta ls 102 bz. önigsberger B.] 68, | 6% 4 111 8. 
dito 86% 6 Luxemburger B.] 4 6 4 |16 B. 
dito la Isa G. Magdeburger B.] 594, | 51 4 193% B. 
dito 44% 951% G. Posener Bank. 7 61 100 G. 
dito ıv.la 85 5 A Preuss. Bank-A,|1019%, | 1044, K41el151%/, bz. 
4169 VI lea ba. Thüringer Bank 4 4 4 6 B. 
Cos.-Oderb. (Wilh.) J, |83 @ Wetmae mh lin Ole SE) BENDER 
dito III. Em. 4 — — ER 
Gal. Ludwigsb. 46 77½ @. 
Niederschl.-Märk. . 4 |90 B. Berl. Hand.: Ges.] 8 8 4 [106 B. 
dito conv. 4A 90½¼ d. Coburg Credb. A. 8 si, |4 488 B. 
dito III (4 88% d. Darmstädter „ 6 [61h 4 8 et ba. u. 0 
dito 4 (— — — Dessauer b — -. 
Näschl. Zweigb. L. C. 6 101 ¼ B. Disc. Com.-Anth.“ 6% 6% ja i J br. u. G 4 
Oberschles. KA. 42 Genfer Credb.-A.| — — bz. u. 
dite Bes. 31721794, 0 Leipziger „ 70 4 ? 1 140. 
it I 4 488 8. eininger „ B. 
Bid . e 4 88 6. oldauer Lde h. . . 5 etw. bz. u. G- 
dito U 3141791, ba Oesterr. Credb. A. 6 4½ 5 04 ½% 4 % da. 
dito ee 411.194 b. Schl. Bank.-Ver. 6½% 71 4 3 0. 
dito M. 12 94 B. a 
Oest.-Franz........ 3 239 bz, 
Oest. südl. St.- B. . 3 225 bz. iner. — 11 38 br. u, G. 
Rhein. y. St. gar... 4101 bz. Fbr. v. Eisenbdf, 81, | 51% 107% B 
Rhein-Nahe-B, gar. 4½ 94 % G. 


5 78—81pfd. 56 57 Thlr. ab | 


Berlin, 30, Januar. Roggen 
üböl loco 1% Thlr. Br. — Spiritus loco ohne 
br.⸗März 16% — 


Bahn bez 

Faß 17%, Thlr. bez., pro Jan., Jan.⸗Febr. und 

17% Thlr. bez. und Br., 17 All 055. Wu mla 17% — , Thlr. bez. 

und Br., % Thlr. Gl, Mai⸗Juni 17% —74 Thlr. bez., Juni⸗Juli 17774 

— 7, Thlr. bez. 
Breslau, 31. 


anuar. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: fchön. 
meter Früh 6 Grad 6 ri 3 . 


b: Ther mo⸗ 
cher billiger ärme. Bei ruhiger Kaufluſt waren die Getreidepreiſe 
Weizen wurde wenig gefragt, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher weißer 85 bis 0 
97 Sgr., gelbe 85 —95 Sgr., feinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz beach, ali⸗ 
ziſcher und polniſcher weißer 85 —97 Sgr., gelber 85—95 Sgr., feinſſe 
feinne Sorte über Notiz ö 


56 SE feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Hafer feit, ve, 50 Po 


—33 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Erbfen offerirt. — Widen | 
ohne Umfag. — Oelſaaten vernachläſſigt. — Lupinen ſchwer verkäuflich 
— Schl ſiſche Bohnen ſchwach zugeführt. — Schlaglein wenig gefragt. d N 


— Raps kuchen unverändert, 48 —50 Sgr. pr. Ctr. 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. N 
M. Naſchkow, Leinwandhandlung, Schmiedebrücke Nr. 10. 0 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 


Grab, Barth und Comp. (M. Friedrich) in Breslau. 7 1 
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